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Gesetz 

zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Vom 28. Juli 1961 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz vom 26. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 785), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes über die Altersgrenzen der 
Berufssoldaten vom 9. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 723), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 4 Abs. 3 Satz 1 werden hinter den Wor¬ 
ten „ihr Umfang (§ 5 )“ die Worte eingefügt 
„sowie die Höhe ihrer Kosten", 

2. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) in § 11 Abs, 1 Satz 1 werden die Worte 
„infolge Wehrdienstbeschädigung" ersetzt 
durch die Worte „ , die nicht auf eigenes 
grobes Verschulden zurückzuführen ist". 

b) In § 11 Abs. 2 wird hinter Satz 1 folgender 
neuer Satz 2 eingefügt: 

„§ 47 Abs. 1 gilt entsprechend." 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 


c) In § 11 Abs. 3 ist der Punkt durch ein 
Komma zu ersetzen und danach anzufügen 
„wenn durch die Teilnahme an der Ausbil¬ 
dung und Weiterbildung die Arbeitskraft 
überwiegend in Anspruch genommen 
wird." 

d) In § 11 Abs. 5 werden die Worte „die nach 
einer Wehrdienstzeit von mehr als einem 
Jahr wegen Dienstunfähigkeit, die nicht 
die Folge einer Wehrdienstbeschädigung 
ist, oder" gestrichen. 

3. In § 13 werden die Worte „infolge Wehr¬ 
dienstbeschädigung" ersetzt durch die Worte 
„ , die nicht auf eigenes grobes Verschulden 
zurückzuführen ist,". 

4. Hinter § 13 wird folgender § 13 a eingefügt: 

,,c) Wiederverwendung eines ehemaligen 
Soldaten auf Zeit 
§ , 13 a 

WTrd ein ehemaliger Soldat auf Zeit erneut 
in das Dienstverhältnis eines Soldaten auf 
Zeit berufen, so ist bei Beendigung dieses 
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Dienstverhältnisses der Berechnung der Ver- 
sorgungshezüge nach den §§ 11 und 12 die 
Gosamtdienstzoit zugrunde zu legen; Beträge, 
die auf Grund eines früheren Dienstverhält¬ 
nisses nach den §§ 11 bis 13 gezahlt worden 
sind, sind an zu rechnen. Der Umfang einer 
Berufslörderung richtet sich nach der Gesamt¬ 
dienstzeit; Zeiten einer auf Grund eines frü¬ 
heren Dienstverhältnisses gewährten Ausbil¬ 
dung oder Weiterbildung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 
sind auf die nunmehr zustehende Ausbildung 
oder Weiterbildung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 an- 
zurechn en " 

5. Hinter § 13 a wird folgender § 13b eingefügt: 

,,d) Beurlaubung ohne Dienstbezüge 
§ 13b 

Die Wehre! io ns (zeit, in der ein Soldat auf 
Zeit ohne Dienstbezüge beurlaubt worden ist, 
wird bei der Berechnung der Übergangs- 
gebühmisse und Übergangsbeihilfen nicht be¬ 
rücksichtigt, es sei denn, daß die Berücksichti¬ 
gung allgemein zugestanden ist.' 1 

6. In § 18 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Hat der Berufssoldat vorher einen Dienstgrad 
nicht gehabt, so setzt der Bundesminister für 
Verteidigung im Einvernehmen mit dem Bun¬ 
desminister des Innern die ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge bis zur Höhe von fünfzig vom 
Hundert der Sätze nach § 17 fest." 

7. § 19 wird gestrichen. 

8. In § 23 Satz 1 wird der Punkt, durch ein Semi¬ 
kolon ersetzt und der nachfolgende Halbsatz 
angefügt: 

„das gleiche gilt für die Zeit einer praktischen 
Tätigkeit oder eines Besuches einer Bau-, In¬ 
genieur- oder sonstigen Fachschule." 

9. In § 27 Abs. 3 wird, folgender Satz 2 angefügt: 
„Der Umstand, daß der Berufssoldat wegen 
der Entfernung seiner ständigen Familien¬ 
wohnung vom Dienstort an diesem oder in 
dessen Nahe eine Unterkunft hat, schließt die 
Anwendung der Nummer 2 auf den Weg von 
und nach der Familienwohnung nicht aus." 

10. In § 31 Satz 4 werden die Worte „oder der 
nach § 46 Abs. 1 letzter Satz zuständigen Be¬ 
hörde" gestrichen. 

11. In § 33 Abs. 4 und § 34 Abs. 2 Satz 2 werden 
die Worte „oder die nach § 46 Abs. 1 letzter 
Satz zuständige Behörde" gestrichen. 

12. In § 38 Satz 1 wird das Wort „sechzigsten" 
durch das Wort „fünfundsechzigsten" und in 
Satz 2 das Wort „iünfundfünfzigste" durch das 
Wort „sechzigste" ersetzt. 

13. In § 41 Abs. 2 werden die Worte „als Sterbe¬ 
geld (§ 122 des Bundesbeamtengesetzes)" ge¬ 
strichen. 

14. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 erhält die folgende Fas¬ 
sung: 


„Der Bundesminister für Verteidigung 
kann diese Befugnisse sowie seine Befug¬ 
nisse nach § 31 Satz 2 und 4, § 32 Abs. 1 
Nr. 1, § 33 Abs. 4 und § 34 Abs. 2 Satz 2 im 
Einvernehmen mit dem. Bundesminister 
des Innern auf andere Behörden seines 
Geschäftsbereichs übertragen." 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden das Komma 
nach dem Wort „dürfen" sowie die folgen¬ 
den Worte „abgesehen von dem Fall des 
§ 19 Abs. 1 Satz 4," gestrichen. 

c) ln Absatz 3 Satz 2 werden hinter den Wor¬ 
ten „§ 11 Abs. 5," die Worte „§ 13b," ein¬ 
gefügt sowie die Worte „§ 19," und. „71," 
gestrichen. 

15. §§ 51 und 52 werden gestrichen. 

16. § 62 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz an¬ 
gefügt: 

„Satz 1 gilt entsprechend für einen Solda¬ 
ten auf Zeit, dem nach § 73 ein Unterhalts¬ 
beitrag bewilligt ist." 

b) Folgender Absatz 6 wird neu angefügt: 

„(6) Soweit sich die Umzugskostenbei¬ 
hilfe nach der Umzugskostenstufe, dem 
Familien- oder Hausstand oder dem 
Lebensalter des Soldaten bemißt, sind die 
Verhältnisse im Zeitpunkt der Beendigung 
des Dienstverhältnisses zugrunde zu le¬ 
gen." 

17. § 63 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„2. Einmalige Unfallentschädigung für 
besonders gefährdete Soldaten" 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ein Soldat, der 

1. als Angehöriger des besonders 
gefährdeten fliegenden Personals 
während des Flugdienstes, 

2. als Angehöriger des springenden 
Personals der Luftlandetruppen 
während des Sprungdienstes, 

3. im Bergrettungsdienst während 
des Einsatzes und der Ausbil¬ 
dung, 

4. als Kampfschwimmer oder Mi¬ 
nentaucher während des Kampf¬ 
schwimmer- oder Minentaucher¬ 
dienstes, 

5. als Minendemonleur während 
des dienstlichen Einsatzes an 
Minen unter Wasser, 

6. als Angehöriger des Versuchs¬ 
personals während der dienst¬ 
lichen Erprobung von Minen und 
ähnlichen Kampfmitteln oder 

7. als Angehöriger des besonders 
gefährdeten Munitionsuntersu¬ 
chungspersonals während des 
dienstlichen Umgangs mit Muni¬ 
tion 
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einen Unfall erleidet, der nur auf die 
eigentümlichen Verhältnisse dieses Dien¬ 
stes zurückzu i ühren ist, erhält neben einer 
Versorgung nach diesem Gesetz bei Be¬ 
endigung des Dienstverhältnisses eine 
einmalige Unlallentschädigung von vierzig¬ 
tausend Deutsche Mark, wenn er infolge 
des Unfalls in seiner Erwerbsfäbigkeit in 
diesem Zeitpunkt um mehr als neunzig 
vom Hundert beeinträchtigt ist." 

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ist ein Soldat an den Folgen eines 
Unfalls der in Absatz 1 bezeictmeien Art 
verstorben, so wird den Hinterbliebenen 
eine einmalige Unfallentschädigung nach 
folgenden besonderen Vorschriften ge¬ 
währt: 

1. Witwen, ehelichen Kindern, für 
ehelich erklärten oder an Kindes 
Statt angenommenen Kindern 
und Kindern aus nichtigen Ehen, 
die die rechtliche Stellung eines 
ehelichen Kindes haben, steht 
eine Unfall enlschüdigung von 
zwanzigtausend Deutsche Mark 
zu, wenn sie Versorgung nach 
diesem Gesetz erhalten. 

2. Verwandten der aufsteigenden 
Linie steht eine UnfallEntschädi¬ 
gung v on zwanz ig ta usend Deut¬ 
sche Mark zu, wenn Hinterblie¬ 
bene der in Nummer 1 bezeich¬ 
nten Art nicht vorhanden sind 
und wenn der Verstorbene ihren 
Unterhalt zur Zeit des Unfalls 
ganz oder überwiegend bestritten 
hat. 

3. Sind ansprudisberechtigte Hin¬ 
terbliebene der Nummern 1 und 2 
nicht vorhanden, so kann Ver¬ 
wandten der aufs teigenden Linie 
eine Unfallentschädigung bis zu 
zehntausend Deutsche Mark ge¬ 
währt werden, wenn zur Zeit 
des Unfalls der Verstorbene zu 
ihrem Unterhalt beige tragen hat 
und sie bedürftig gewesen sind." 

d) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Flug- 
unfallentSchädigung" durch das Wort „Un¬ 
fallentschädig ung" ersetzt und in Satz 2 
werden hinter dem Wort „ermäßigt" die 
Worte „oder versagt" eingefügt, 

e) In Absatz 4 werden die Worte „und die 
dienstlichen Verrichtungen, die Flug- und 
Sprung dienst im Sinne des Absatzes 1 
sind" durch die Worte „und die Verrich¬ 
tungen, die Dienst im Sinne des Absatzes 1 
sind" ersetzt. 

f) Folgender Absatz 6 wird neu angefügt: 

„(6) § 46 gilt entsprechend. Die Unfall¬ 
entschädigung darf insgesamt in den Fäl¬ 
len des Absatzes 2 Nr. 1 und 2 den Betrag 
von zwanzigtausend Deutsche Mark, im 


Falle des Absatzes 2 Nr. 3 den Betrag von 
zehntausend Deutsche Mark nicht überstei¬ 
gen. " 

18. § 64 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 wird in der Nummer 5 das 
Komma nach dem Wort „sind" durch einen 
Punkt ersetzt; das nachfolgende Wort 
„und" sowie Nummer 6 werden gestrichen. 

b) In Absatz 2 Salz 1 wird das Wort „berufs¬ 
mäßig" gestrichen. 

c) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„§§ 67 und 70 gelten entsprechend." 

d) In Absatz 3 Satz 2 wird hinter „§ 22" das 
Wort „und" durch das Wort „bis" ersetzt 
und hinter „24" eingefügt „und 25 Abs. 1". 

19. Nach § 68 wird folgender neuer § 68 a ein¬ 
gefügt: 

„§ 68 a 

Der Wehrdienstzeit in der ehemaligen deut¬ 
schen Wehrmacht im Sinne der §§ 64, 73 
und 74 steht die vor dem 9. Mai 1945 während 
des zweiten Weltkrieges abgeleistete Zeit 
eines entsprechenden Kriegsdienstes gleich, 
wenn durch ihn die gesetzliche Wehrpflicht 
erfüllt werden konnte. § 70 gilt entsprechend." 

20. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) In den Absätzen 1 und 2 wird die Jahres¬ 
zahl „1960" durch die Jahreszahl „1965" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden hinter den Worten 
„Dem Berufssoldaten, der" die Worte ein¬ 
gefügt „am 8. Mai 1945". 

21. § 71 wird gestrichen. 

22. § 73 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 und 6 wird die Jahreszahl 
„1960" durch die Jahreszahl „1965" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 erhält das Klammerzitat 
folgende Fassung: „(§§ 17 und 18)", 

c) Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 26 Abs. 1 und § 67 gelten entsprechend." 

23. In § 74 Abs. 1 wird die Jahreszahl „I960" 
durch die Jahreszahl „1965" ersetzt. 

24. § 77 Abs. 1 wird wie folgt geändert und er¬ 
gänzt: 

a) Die Jahreszahl „1960" wird durch die Jah¬ 
reszahl „1965" ersetzt. 

b) Im letzten Satz werden hinter dem Wort 
„Bezüge" eingefügt die Worte „nach dem 
Zweiten Teil dieses Gesetzes". 

25. Hinter § 77 wird folgender § 77a eingefügt: 
„8a. Versorgung wegen eines während des 
ersten oder zweiten Weltkrieges erlittenen 

Kriegsunfalls 

§ 77 a 

(1) Ist ein Berufssoldat wegen Dienstunfä- 
higkeit infolge eines Unfalls (§ 27 Abs. 2 
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bis 5), den er während des ersten oder zweiten 
Weltkrieges in Ausübung militärischen oder 
niilitärähnlichen Dienstes (§§ 2, 3 des Bundes¬ 
versorgungsgesetzes) als Berufssoldat der 
ehemaligen Wehrmacht oder als Beamter der 
ehemaligen Wehrmacht erlitten hat, in den 
Ruhestand getreten, so wird Versorgung nach 
den allgemeinen Vorschriften mit der Maß¬ 
gabe gewährt, daß sich der Hundertsatz des 
Ruhegehalts (§ 26) um zwanzig vom Hundert 
bis zum Höchstsatz von fünfundsiebzig vom 
Hundert erhöht; der Hundertsatz des Min¬ 
destruhegehalts (§ 26 Abs. 1 Satz 3) beträgt 
fünfundsiebzig vom Hundert. 

(2) Ist der verletzte Berufssoldat oder Sol¬ 
dat im Ruhestand an den Folgen des Unfalls 
verstorben, so sind Hinterbliebene auch die 
elternlosen Enkel und die Verwandten der auf¬ 
steigenden Linie, deren Unterhalt zur Zeit des 
Unfalls ganz oder überwiegend durch den Ver¬ 
storbenen bestritten wurde. Die elternlosen 
Enkel stehen hierbei den ehelichen Kindern 
des Verstorbenen gleich. Den Verwandten der 
aufsteigenden Linie ist für die Dauer der Be¬ 
dürftigkeit ein Unterhaltsbeitrag von zusam¬ 
men dreißig vom Hundert des Ruhegehalts 
nach Absatz 1 zu gewähren, mindestens je¬ 
doch vierzig vom Hundert des in Absatz l 
Satz 1 zweiter Halbsalz genannten Betrages. 
§ 145 Satz 2 des Bundesbeamtengesetzes gilt 
entsprechend. 

(3) Für eine. Versorgung nach den Absät¬ 
zen 1 und 2 gelten § 148 Sätze 1 und 2, § 149 
des Bundesbeamtengesetzes sowie § 91 a die¬ 
ses Gesetzes sinngemäß. 

(4) Eine Schädigung im Sinne des § 1 Abs. 1 
des Bundesversorgungsgesetzes, die der Be¬ 
rufssoldat vor dem 9. Mai 1945 erlitten hat, 
gilt als Wehrdienstbeschädigung im Sinne des 
§ 44 Abs. 5 Nr. 2 des Soldatengesetzes sowie 
des § 18 Abs. 2 und des § 70 Abs. 3 dieses 
Gesetzes, wenn er infolge einer solchen ohne 
grobes Verschulden erlittenen Schädigung 
dienstunfähig geworden ist. 

(5) Eine Schädigung im Sinne des § 1 Abs. 1 
des Bundosvcrsorgungsgesetzes, die ein Soldat 
auf Zeit als Berufssoldat der ehemaligen 
Wehrmacht oder als Beamter der ehemaligen 
Wehrmacht vor dem 9. Mai 1945 erlitten hat, 
gilt als Wehrdienstbeschädigung im Sinne der 
§§ 12, 73 Ahs. 2 und des § 74 in Verbindung 
mit § 12, wenn der Soldat infolge einer sol¬ 
chen ohne grobes Verschulden erlittenen Schä¬ 
digung dienstunfähig geworden ist. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 finden entsprechende 
Anwendung auf einen Berufssoldaten, der im 
Sinne des § 64 Abs. 2 Satz 1 berufsmäßig 
Wehrdienst im Herkunftsland oder Dienst im 
Sinne des § 68 a berufsmäßig geleistet hat. 

(7) Ansprüche aus den Absätzen 1 bis 6 sind 
innerhalb einer Ausschlußfrist von zwei Jah¬ 
ren nach der Einstellung als Soldat in die Bun¬ 
deswehr anzumelden; die Ausschlußfrist endet 
jedoch nicht vor dem 1, August 1962. Stirbt 


der Soldat innerhalb dieser Frist, so kann der 
Anspruch innerhalb von sechs Monaten nach 
seinem Tod von seinen Hinterbliebenen gel¬ 
tend gemacht werden." 

26. In § 78 Abs. 2 werden folgende neue Nummern 
1 a und 1 b eingefügt: 

„la. für einen Berufssoldaten, der am 8. Mai 
1945 im Sinne des § 64 Abs. 2 Satz 1 be¬ 
rufsmäßig Wehrdienst geleistet hat, 

1 b. für einen Berufssoldaten, der am 8. Mai 
1945 Dienst im Sinne des § 68 a berufs¬ 
mäßig geleistet hat,". 

27. Hinter § 81 wird folgender § 81 a eingefügt: 

„2 a. Härteausgleich 
§ 81 a 

Ein Härteausgleich kann gewährt werden, 
wenn die zur Anerkennung einer Gesund¬ 
heitsstörung als Folge einer Schädigung erfor¬ 
derliche Wahrscheinlichkeit (§81 Abs. 3) nur 
deshalb nicht gegeben ist, weil über die Ur¬ 
sache des festgestellten Leidens in der ärzt¬ 
lichen Wissenschaft Ungewißheit besteht." 

28. § 82 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ein ehemaliger Soldat, der Grundwehr¬ 
dienst geleistet hat (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 des 
Wehrpflichtgesetzes), und ein ehemaliger Sol¬ 
dat auf Zeit erhalten wegen einer Gesund¬ 
heitsstörung, die während des Wehrdienstver- 
hältnisses entstanden, aber keine Folge einer 
Wehrdienstbeschädigung ist, auf Antrag Heil¬ 
behandlung nach dem Bundesversorgungsge¬ 
setz bis zur Dauer von drei Jahren nach Been¬ 
digung des Dienstverhältnisses, wenn sie bei 
dessen Beendigung heilbehandlungsbedürftig 
sind. Bei Anwendung des § 17 des Bundesver¬ 
sorgungsgesetzes gilt § 83 Abs. 1 entsprechend. 
Die Heilbehandlung wird nicht gewährt, wenn 
ein entsprechender Anspruch gegen einen 
Sozialversicherungsträger, den Träger der 
Tuberkulosehilfe oder aus einem Vertrag be¬ 
steht, ausgenommen Ansprüche aus einer pri¬ 
vaten Kranken- oder Unfallversicherung, oder 
wenn der Berechtigte ein Einkommen hat, das 
die für die Krankenversicherungspflicht maß¬ 
gebende Jahresarbeitsverdienstgrenze über¬ 
steigt. Das gleiche gilt, wenn die Gesundheits¬ 
störung auf eigenes grobes Verschulden oder 
auf Geschlechtskrankheit zurückzuführen ist." 

29. § 83 wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherige Überschrift wird durch fol¬ 
gende Überschrift ersetzt: 

„4. Einkommensausgleich in besonderen 
Fällen; Beginn der Versorgung" 

b) Folgender neuer Absatz 1 wird eingefügt: 

„(1) § 17 des Bundesversorgungsgesetzes 
gilt für einen ehemaligen Soldaten auf Zeit 
oder einen ehemaligen wehrpflichtigen Sol¬ 
daten, der im Zeitpunkt der Beendigung 
des Wehrdienstes infolge einer Wehr¬ 
dienstbeschädigung arbeitsunfähig ist, mit 
folgenden Maßgaben: 
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1. Hat der Soldat keine Erwerbstätigkeit 
ausgeübt, so gilt er als arbeitsunfähig, 
wenn er nicht oder doch nur mit der Ge¬ 
fahr, seinen Zustand zu verschlimmern, 
fähig ist, einer Erwerbstätigkeit oder 
Berufsausbi 1 du n g n achzu geh en. 

2. Das Einkommen, das der Soldat unmit¬ 
telbar vor seiner Erkrankung bezogen 
hat, gilt auch dann als durch die Arbeits¬ 
unfähigkeit. gemindert, wenn die Minde¬ 
rung infolge der Beendigung des Dienst¬ 
verhältnisses wegen Ablaufs der hierfür 
festgesetzten Zeit cingetreten ist. 

3. Als vor Eintritt der Arbeitsunfähigkeit 
bezogenes Einkommen gelten die vor 
der Beendigung des Wehrdienstes bezo¬ 
genen Einkünfte (Geld- und Sachbezüge) 
als Soldat, für einen Soldaten, der auf 
Grund der Wehrpflicht Wehrdienst lei¬ 
stet und der im letzten Kalendermonat 
vor der Einberufung Arbeitseinkommen 
bezogen hat, jedoch dieses Einkommen, 
soweit es für ihn günstiger ist." 

c) Der bisherige einzige Satz wird Absatz 2. 
In Nummer 2 dieses Absatzes werden die 
Worte „Abs. 5" durch die Worte „Abs. 1 
und 8" ersetzt. 

30. In § 84 Abs. 4 werden die? Worte „und für den 
entlassenen Soldaten, der bis zu seinem Tode 
Bezüge nach § 1 Abs. 2 des Wehrsoldgesetzes 
vom 30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 308) 
erhalten hat" gestrichen. 

31. § 85 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „§ 29 Abs. 1, 
§§ 30 und 31" ersetzt durch die Worte 
„§ 30 Abs. 1 und § 31". 

b) Folgender neuer Absatz la wird eingefügt: 

„(la) § 81 a findet Anwendung." 

c) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„§ 60 Abs. 4 Satz 1, § 62 Abs. 1 und 2 und 
§ 63 des Bundes Versorgungsgesetzes gelten 
entsprechend." 

d) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Der Anspruch auf Ausgleich kann 
weder abgetreten noch verpfändet noch 
gepfändet werden. Im übrigen gelten § 46 
Abs. 1, § 49 Abs. 2 und § 50 entsprechend." 

32. § 86 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Der bisherige § 86 wird Absatz 1; ihm wird 
folgender Satz 3 angefügt: 

„§ 46 Abs. 1, § 49 Abs. 2 und § 50 dieses 
Gesetzes sowie § 149 Abs. 1 des Bundes¬ 
beamtengesetzes gelten entsprechend." 

b) Folgender neuer Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt für die Zivilpersonen 
des § 80 Abs. 2, wenn sie infolge der 
Dienstverrichtung oder auf dem Wege zum 
Bestimmungsort oder auf dem Heimweg 
einen Unfall erleiden, entsprechend.“ 


33. § 88 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Zuständige oberste Bundesbehörde ist der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 
soweit die Beschädigtenversorgung in der Ge¬ 
währung von Kriegsopferfürsorge nach §§ 25 
bis 27 e des Bundesversorgungsgesetzes be¬ 
steht, der Bundesminister des Innern." 

34. Hinter § 91 wird folgender § 91 a eingefügt: 

„3 a. Begrenzung der Ansprüche aus einer 
Wehrdienstbeschädigung 

§ 91a 

(1) Die nach diesem Gesetz versorgungsbe¬ 
rechtigten Personen haben aus Anlaß einer 
Wehrdienstbeschädigung gegen den Bund nur 
die auf diesem Gesetz beruhenden Ansprüche. 

(2) Berufssoldaten und ihre Hinterbliebenen 
können wegen eines Dienstunfalls abweichend 
von Absatz 1 weitergehende als die im Zwei¬ 
ten und Dritten Teil dieses Gesetzes geregel¬ 
ten Ansprüche nach allgemeinen gesetzlichen 
Vorschriften gegen einen öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn im Bundesgebiet einschließlich des 
Landes Berlin oder gegen die in seinem Dienst 
stehenden Personen nur dann geltend machen, 
wenn der Dienstunfall durch eine vorsätzliche, 
unerlaubte Handlung einer solchen Person ver¬ 
ursacht worden ist. 

(3) Das Gesetz über die erweiterte Zulas¬ 
sung von Schadensersatzansprüchen beiDienst- 
und Arbeitsunfällen vom 7. Dezember 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 674) ist anzuwenden. 

(4) Ersatzansprüche gegen andere Personen 
bleiben unberührt." 

35. § 96 wird gestrichen. 


Artikel II 

Übergangsvorschrift 

Für die in Artikel I Nr. 26 (§ 78 Abs. 2 Nr. 1 a 
und 1 b) genannten Personen endet die Antragsfrist 
nach § 78 Abs. 1 Satz 4 und Absatz 2 Satz 2 nicht 
vor Ablauf eines Jahres nach der Verkündung die¬ 
ses Gesetzes. 

Artikel III 

Inkrafttreten im Saarland 

Das Soldatenversorgungsgesetz tritt mit Wirkung 
vom 1. Juni 1960 im Saarland in Kraft. 

Artikel IV 
Neufassung des Gesetzes 

Der Bundesminister für Verteidigung wird er¬ 
mächtigt, den Wortlaut des Soldatenversorgungs- 
gesetzes unter Berücksichtigung der Änderungen 
durch dieses Gesetz bekanntzugeben, nötigenfalls 
die Paragraphenfolge zu ändern und dabei Unstim¬ 
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 
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Artikel V 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Arti¬ 
kels I Nr. 1, 2 Buchstabe b, Nr. 4, 7, 3, 12, 16 Buch¬ 
stabe a, Nr. 18, 19, 20, 21, 22, 23, 24 Buchstabe a, 
Nr. 25, 26, 27 und 35 am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

(2) Artikel I Nr. 1, 4, 16 Buchstabe a., Nr. 18, 19, 
20, 22 Buchstabe a, Nr. 23, 24 Buchstabe a und Nr. 26 


treten am 1. April 1956, Artikel I Nr. 8 und 25 am 
1. September 1957, Artikel I Nr. 27 und 35 am 1. Juni 
1960, Artikel I Nr. 2 Buchstabe b und Nr. 12 am 
1. September 1960 in Kraft. 

(3) Artikel I Nr. 7, 21, 22 Buchstabe b und c treten 
am 1. Juni 1960 in Kraft; die Versorgungsbezüge der 
am l.Juni 1960 vorhandenen Versorgungsempfän¬ 
ger sind von diesem Tage ab neu festzusetzen. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 28. Juli 1961 

Der Bundespräsident 
L ü b k e 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 
von Brentano 

Der Bundesminister für Verteidigung 
Strauß 

Der Bundes minister des Innern 
Dr, Schröder 

Für den Bundesminister der Finanzen 
Der Bundesminister für Atomkernenergie 
und Wasserwirtschaft 
B alke 

Für den Bundesminister 
für Arbeit und Sozial Ordnung 
Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
Schwarz 
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Gesetz 

über Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur , 
und zur Sicherung land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 
(Grundstückverkehrsgesetz — GrdstVG)‘) 

Vom 28. Juli 1961 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Erster Abschnitt 

Rechtsgeschäftliche Veräußerung 

§ 1 

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten für 
landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche Grund¬ 
stücke sowie für Moor- und Ödland, das in landwirt¬ 
schaftliche oder forstwirtschaftliche Kultur gebracht 
werden kann. 

(2) Landwirtschaft im Sinne dieses Gesetzes ist 
die Bodenbewirtschaftung und die mit der Boden¬ 
nutzung verbundene Tierhaltung, um pflanzliche 
oder tierische Erzeugnisse zu gewinnen, besonders 
der Ackerbau, die Wiesen- und Weidewirtschaft, 
der Erwerbsgartenbau, der Erwerbsobstbau und der 
Weinbau, sowie die Fischerei in Binnengewässern. 

(3) Grundstück im Sinne dieses Gesetzes ist auch 
ein Teil eines Grundstücks. 

§ 2 

(1) Die rechtsgeschäftliche Veräußerung eines 
Grundstücks und der schuldrechtliche Vertrag hier¬ 
über bedürfen der Genehmigung. Ist ein schuldrecht¬ 
licher Vertrag genehmigt worden, so gilt auch die in 
Ausführung des Vertrages vorgenommene Auf¬ 
lassung als genehmigt. Die Genehmigung kann auch 
vor der Beurkundung des Rechtsgeschäfts erteilt 
werden. 

(2) Der Veräußerung eines Grundstücks stehen 
gleich 

1. die Einräumung und die Veräußerung 
eines Miteigentumsanteils an einem Grund¬ 
stück; 

2. die Veräußerung eines Erbanteils an einen 
anderen als an einen Miterben, wenn der 
Nachlaß im wesentlichen aus einem land- 
oder forstwirtschaftlichen Betrieb besteht; 

3. die Bestellung des Nießbrauchs an einem 
Grundstück. 

(3) Die Länder können 

1. die Vorschriften dieses Abschnitts auf 
die Veräußerung von grundstücksgleichen 
Rechten, die die land- oder forstwirtschaft¬ 
liche Nutzung eines Grundstücks zum Ge¬ 
genstand haben, sowie von selbständigen 
Fischereirechten für anwendbar erklären; 


1} Ändert Bundesgeselzbl. III 2331-1, 2331-2, 310-14 und 317-1. 

Hebt auf Bundesgeselzbl. III 2331-3, 2331-3-1, 2331-3-2, 2331-3-3, 2331-12, 


2. bestimmen, daß die Veräußerung von 
Grundstücken bis zu einer bestimmten 
Größe keiner Genehmigung bedarf. 

§ 3 

(1) über den Antrag auf Genehmigung entschei¬ 
det die nach Landesrecht zuständige Behörde (Ge¬ 
nehmigungsbehörde), soweit nicht das Gericht zu 
entscheiden hat. 

(2) Zur Stellung des Antrags auf Genehmigung 
sind die Vertragsparteien und derjenige, zu dessen 
Gunsten der Vertrag geschlossen worden ist, berech¬ 
tigt. Hat ein Notar den Vertrag beurkundet, so gilt 
dieser als ermächtigt, die Genehmigung zu bean¬ 
tragen. 

§ 4 

Die Genehmigung ist nicht notwendig, wenn 

1. der Bund oder ein Land als Vertragsteil an der 
Veräußerung beteiligt ist; 

2. eine mit den Rechten einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts ausgestattete Religions- 
gesellschaft ein Grundstück erwirbt, es sei 
denn, daß es sich um einen land- oder forst¬ 
wirtschaftlichen Betrieb handelt; 

3. die Veräußerung oder die Ausübung des Vor¬ 
kaufsrechts der Durchführung eines Flurberei¬ 
nigungsverfahrens, eines Siedlungsverfahrens 
oder eines Verfahrens nach § 37 des Bundes- 
vertriebenengesetzes dient; 

4. Grundstücke veräußert werden, die im räum¬ 
lichen Geltungsbereich eines Bebauungsplanes 
im Sinne des § 30 des Bundesbaugesetzes lie¬ 
gen, es sei denn, daß es sich um die Wirt¬ 
schaftsstelle eines land- oder forstwirtschaft¬ 
lichen Betriebes oder um Grundstücke handelt, 
die im Bebauungsplan als Grundstücke im 
Sinne des § 1 ausgewiesen sind; 

5. die Veräußerung nach dem bayerischen Alm¬ 
gesetz vom 28. April 1932 (Bereinigte Samm¬ 
lung des Bayerischen Landesrechts Band IV 
S. 359) genehmigt ist. 


§ 5 

Ist zur Veräußerung die Genehmigung nicht not¬ 
wendig, so hat die Genehmigungsbehörde auf An¬ 
trag ein Zeugnis darüber zu erteilen, Das Zeugnis 
steht der Genehmigung gleich. 


2331-12-1, 2331-12-4, 2331-12-6 und 2331-14. 
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§ 6 

(1) Die Entscheidung über die Genehmigung ist 
binnen einem Monat nach Eingang des Antrags und 
der Urkunde über das zu genehmigende Rechts¬ 
geschäft bei der örtlich zuständigen Genehmigungs¬ 
behörde zu treffen. Kann die Prüfung des Antrags 
in dieser Zeit nicht abgeschlossen werden oder hat 
die Genehmigungsbehörde eine Erklärung über die 
Ausübung des Vorkaufsrechts nach § 12 herbeizu- 
führen, so ist vor Ablauf der Frist dem Veräußerer 
ein Zwischenbescheid zu erteilen; durch den Zwi¬ 
schenbescheid verlängert sich die Frist des Satzes 1 
auf zwei Monate und, falls die bezeichnete Erklä¬ 
rung herbeizuführen ist, .auf drei Monate. 

(2) Die Genehmigung gilt als erteilt, falls nicht 
binnen der in Absatz 1 genannten Frist, die Geneh¬ 
migungsbehörde eine Entscheidung nach § 9 oder 
im Falle des § 7 Satz 2 des Reichssiedlungsgesetzes 
eine Mitteilung über die Verlängerung der Frist zur 
Ausübung des Vorkaufsrechts dem Veräußerer zu¬ 
stellt. 

(3) Ist die Entscheidung über die Genehmigung 
oder die Genehmigung durch Fristablauf unanfecht¬ 
bar geworden, so hat; die Genehmigungsbehörde 
hierüber auf Antrag ein Zeugnis zu erteilen. 

§ 7 

(1) Auf Grund einer genehmigungshedürftigen 
Veräußerung darf eine Rechtsänderung in das 
Grundbuch erst eingetragen werden, wenn dem 
Grundbuchamt die Unanfechtbarkeit der Genehmi¬ 
gung nachgewiesen wird. 

(2) Ist im Grundbuch auf Grund eines nicht ge¬ 
nehmigten Rechtsgeschäfts eine Rechtsänderung ein¬ 
getragen, so hat das Grundbuchamt auf Ersuchen 
der Genehmigungsbehörde oder des Vorsitzenden 
des Gerichts, falls nach ihrem Ermessen eine Ge¬ 
nehmigung erforderlich ist, einen Widerspruch im 
Grundbuch einzutragen. Der Widerspruch ist zu 
löschen, wenn die Genehmigungsbehörde oder der 
Vorsitzende des Gerichts darum ersucht oder wenn 
dem Grundbuchamt die Unanfechtbarkeit der Ge¬ 
nehmigung nachgewiesen wird. § 53 Abs. 1 der 
Grundbuchordnung bleibt unberührt. 

(3) Besteht die auf Grund eines nicht genehmig¬ 
ten Rechtsgeschäfts vorgenommene Eintragung einer 
Rechtsänderung ein Jahr, so gilt das Rechtsgeschäft 
als genehmigt, es sei denn, daß vor Ablauf dieser 
Frist ein Widerspruch im Grundbuch eingetragen 
oder ein Antrag auf Berichtigung des Grundbuchs 
oder ein Antrag oder ein Ersuchen auf Eintragung 
eines Widerspruchs gestellt worden ist. 

§ 8 

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 

1. eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband an 
der Veräußerung beteiligt ist, das veräußerte 
Grundstück im Gebiet der beteiligten Ge¬ 
meinde oder des beteiligten Gemeindeverban¬ 


des liegt und durch einen Bauleitplan im Sinne 
des § 1 Abs. 2 des Bundesbaugesetzes nach¬ 
gewiesen wird, daß das Grundstück für andere 
als die in § 1 bezeichneten Zwecke vorgesehen 
ist; 

2. ein landwirtschaftlicher oder forstwirtschaft¬ 
licher Betrieb geschlossen veräußert oder im 
Wege der vorweggenommenen Erbfolge über¬ 
tragen wird oder an einem Grundstück ein 
Nießbrauch bestellt wird und der Erwerber oder 
Nießbraucher entweder der Ehegatte des Eigen¬ 
tümers oder mit dem Eigentümer in gerader 
Linie oder bis zum dritten Grad in der Seiten¬ 
linie verwandt oder bis zum zweiten Grad ver¬ 
schwägert ist; 

3. ein gemischter Betrieb insgesamt veräußert 
wird und die land- oder forstwirtschaftliche 
Fläche nicht die Grundlage für eine selbstän¬ 
dige Existenz bietet; 

4. die Veräußerung einer Grenzverbesserung 
dient; 

5. Grundstücke zur Verbesserung der Landbewirt¬ 
schaftung oder aus anderen volkswirtschaftlich 
gerechtfertigten Gründen getauscht werden 
und ein etwaiger Geldausgleich nicht mehr als 
ein Viertel des höheren Grundstückwertes aus¬ 
macht; 

6. ein Grundstück zur Vermeidung einer Ent¬ 
eignung oder einer bergrechtlichen Grund¬ 
abtretung an denjenigen veräußert wird, zu 
dessen Gunsten es enteignet werden könnte 
oder abgetreten werden müßte, oder ein Grund¬ 
stück an denjenigen veräußert wird, der das 
Eigentum auf Grund gesetzlicher Verpflichtung 
übernehmen muß; 

7. Ersatzland erworben wird, soweit 

a) der Erwerber auf das Ersatzland zur Siche¬ 
rung seiner Existenz oder zur Aufrecht- 
erhaltung seines persönlich bewirtschafte¬ 
ten Betriebes angewiesen ist oder 

b) das Ersatzland zur Erfüllung dem Erwerber 
wesensgemäß obliegender Aufgaben zu die¬ 
nen bestimmt ist und es sich bei dem Ersatz¬ 
land nicht um einen land- oder forstwirt¬ 
schaftlichen Betrieb handelt; 

c) eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband 
das Ersatzland zur alsbaldigen Verpachtung 
oder Veräußerung an einen bestimmten 
von ihr oder von ihm verdrängten Land¬ 
wirt benötigt. 

§ 9 

(1) Die Genehmigung darf nur versagt oder 
durch Auflagen (§ 10) oder Bedingungen (§ 11) ein¬ 
geschränkt werden, wenn Tatsachen vorliegen, aus 
denen sich ergibt, daß 

1. die Veräußerung eine ungesunde Vertei¬ 
lung des Grund und Bodens bedeuten oder 

2. durch die Veräußerung das Grundstück 
oder eine Mehrheit von Grundstücken, die 
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räumlich oder wirtschaftlich Zusammen¬ 
hängen und dem Veräußerer gehören, un¬ 
wirtschaftlich verkleinert oder aufgeteilt 
würde oder 

3. der Gegenwert in einem groben Mißver¬ 
hältnis zum Wert des Grundstücks steht. 

(2) Eine ungesunde Verteilung des Grund und 
Bodens im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 liegt in der 
Regel dann vor, wenn die Veräußerung Maßnahmen 
zur Verbesserung der Agrarstruktur widerspricht. 

(3) Eine unwirtschaftliche Verkleinerung oder 
Aufteilung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 liegt in der 
Regel dann vor, wenn durch Erbauseinandersetzung, 
Übergabevertrag oder eine sonstige rechtsgeschäft¬ 
liche Veräußerung 

1. ein selbständiger landwirtschaftlicher Be¬ 
trieb seine Lebensfähigkeit verlieren 
würde; 

2. ein landwirtschaftliches Grundstück klei¬ 
ner als ein Hektar wird; 

3. ein forstwirtschaftliches Grundstück klei¬ 
ner als dreieinhalb Hektar wird, es sei 
denn, daß seine ordnungsgemäße forst¬ 
liche Bewirtschaftung gewährleistet er¬ 
scheint; 

4. in einem Flurbereinigungsverfahren zuge¬ 
teilte oder anläßlich einer mit öffentlichen 
Mitteln geförderten Aufstockung oder 
Aussiedlung eines landwirtschaftlichen Be¬ 
triebes erworbene Grundstücke in der 
Weise geteilt werden, daß die Teilung 
diesen Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur widerspricht. 

(4) Wird das Grundstück für andere als land- 
oder forstwirtschaftliche Zwecke veräußert, so darf 
die Genehmigung aus Absatz 1 Nr. 3 nicht versagt 
werden. 

(5) Liegen die Voraussetzungen vor, unter denen 
das Vorkaufsrecht nach dem Reichssiedlungsgesetz 
ausgeübt werden kann, so darf, wenn das Vorkaufs¬ 
recht nicht ausgeübt wird, die Genehmigung aus Ab¬ 
satz 1 Nr. 1 nur versagt oder durch Auflagen oder 
Bedingungen eingeschränkt werden, falls es sich um 
die Veräußerung eines land- oder forstwirtschaft¬ 
lichen Betriebes handelt. 

(6) Bei der Entscheidung über den Genehmi¬ 
gungsantrag muß auch allgemeinen volkswirtschaft¬ 
lichen Belangen Rechnung getragen werden, ins¬ 
besondere wenn Grundstücke zur unmittelbaren Ge¬ 
winnung von Roh- und Grundstoffen (Bodenbestand¬ 
teile) veräußert werden. 

(7) Die Genehmigung soll, auch wenn ihr Be¬ 
denken aus den in Absatz 1 aufgeführten Gründen 
entgegenstehen, nicht versagt werden, wenn dies 
eine unzumutbare Härte für den Veräußerer be¬ 
deuten würde. 

§ 10 

(1) Dem Erwerber kann die Auflage gemacht 
werden, 

1. das erworbene Grundstück an einen Land¬ 
wirt zu verpachten; 


2. das erworbene Grundstück ganz oder zum 
Teil zu angemessenen Bedingungen ent¬ 
weder an einen Landwirt oder an ein von 
der Siedlungsbehörde zu bezeichnendes 
Siedlungsunternehmen zu veräußern; 

3. an anderer Stelle binnen einer bestimm¬ 
ten, angemessenen Frist Land abzugeben, 
jedoch nicht mehr, als der Größe oder dem 
Wert des erworbenen Grundstücks ent¬ 
spricht; 

4. zur Sicherung einer ordnungsgemäßen 
Waldbewirtschaftung einen Bewirtschaf¬ 
tungsvertrag mit einem forstlichen Sach¬ 
verständigen oder einer Forstbehörde ab¬ 
zuschließen oder nach einem genehmigten 
Wirtschaftsplan zu wirtschaften. 

(2) Wird die Genehmigung unter Auflagen er¬ 
teilt, so ist die hierdurch betroffene Vertragspartei 
berechtigt, bis zum Ablauf eines Monats nach Ein¬ 
tritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung vom 
Vertrage zurückzutreten. Auf das Rücktrittsrecht 
sind die Vorschriften der §§ 346 bis 354 und 356 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs sinngemäß anzuwenden. 

§ 11 

(1) Die Genehmigung kann unter der Bedingung 
erteilt werden, daß binnen einer bestimmten Frist 

1. die Vertragsparteien einzelne Vertrags¬ 
bestimmungen, denen Bedenken aus einem 
der in § 9 aufgeführten Tatbestände ent¬ 
gegenstehen, in bestimmter Weise ändern, 

2. der Erwerber das landwirtschaftliche 
Grundstück auf eine bestimmte Zeit an 
einen Landwirt verpachtet, 

3. der Erwerber an anderer Stelle Land ab¬ 
gibt, jedoch nicht mehr, als der Größe oder 
dem Wert des zu erwerbenden Grund¬ 
stücks entspricht. 

(2) Ist die Bedingung eingetreten, so hat die 
Genehmigungsbehörde hierüber auf Antrag eine 
Bescheinigung zu erteilen. 

§ 12 

Liegen die Voraussetzungen vor, unter denen 
nach dem Reichssiedlungsgesetz das Vorkaufsrecht 
ausgeübt werden kann, so hat die Genehmigungs¬ 
behörde, bevor sie über den Antrag auf Genehmi¬ 
gung entscheidet, denVertrag der Siedlungsbehörde 
zur Herbeiführung einer Erklärung über die Aus¬ 
übung des Vorkaufsrechts durch die vorkaufsberech¬ 
tigte Stelle vorzulegen. 


Zweiter Abschnitt 

Gerichtliche Zuweisung eines Betriebes 

§ 13 

(1) Gehört ein landwirtschaftlicher Betrieb einer 
durch gesetzliche Erbfolge entstandenen Erben¬ 
gemeinschaft, so kann das Gericht auf Antrag eines 
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Miterben die Gesamtheit der Grundstücke, aus 
denen der Betrieb besteht, ungeteilt einem Miterben 
zuweisen; kann der Betrieb in mehrere Betriebe ge¬ 
teilt werden, so kann er geteilt einzelnen der Mit¬ 
erben zugewiesen werden. Grundstücke, für die nach 
ihrer Lage und Beschaffenheit anzunehmen ist, daß 
sie in absehbarer Zeit anderen als landwirtschaft¬ 
lichen Zwecken dienen werden, sollen von einer 
Zuweisung ausgenommen werden. Das Gericht hat 
die Zuweisung auf Zubehörstücke, Miteigentums-, 
Kapital- und Geschäftsanteile, dingliche Nutzungs¬ 
rechte und ähnliche Rechte zu erstrecken, soweit 
diese Gegenstände zur ordnungsgemäßen Bewirt¬ 
schaftung des Betriebes notwendig sind. 

(2) Das Eigentum an den zugewiesenen Sachen 
und die zu gewiesenen Rechte gehen mit der Rechts¬ 
kraft der gerichtlichen Entscheidung oder, falls in 
ihr ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist, zu diesem 
Zeitpunkt auf den Miterben über, dem der Betrieb 
zugewiesen wird (Erwerber). 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten 
nur, soweit die Sachen und Rechte gemeinschaft¬ 
liches Vermögen der Erben sind. Auf Reichsheim¬ 
stätten sind sie nicht anzuwenden. 


§ 14 

(1) Die Zuweisung ist nur zulässig, wenn der Be¬ 
trieb mit einer zur Bewirtschaftung geeigneten Hof¬ 
stelle versehen ist und seine Erträge ohne Rücksicht 
auf die privatrechtlichen Belastungen im wesent¬ 
lichen zum Unterhalt, einer bäuerlichen Familie aus¬ 
reichen. Erträge aus zugepachtetem Land sind inso¬ 
weit als Erträge des Betriebes anzusehen, als ge¬ 
sichert erscheint, daß das zugepachtete Land oder 
anderes gleichwertiges Pachtland dem Erwerber zur 
Bewirtschaftung zur Verfügung stehen wird. 

(2) Die Zuweisung ist ferner nur zulässig, wenn 
sich die Miterben über die Auseinandersetzung nicht 
einigen oder eine von ihnen vereinbarte Ausein¬ 
andersetzung nicht vollzogen werden kann. 

(3) Die Zuweisung ist unzulässig, solange die 
Auseinandersetzung ausgeschlossen oder ein zu 
ihrer Bewirkung berechtigter Testamentsvollstrecker 
vorhanden ist oder ein Miterbe ihren Aufschub ver¬ 
langen kann. 

§ 15 

(1) Der Betrieb ist dem Miterben zuzuweisen, 
dem er nach dem wirklichen oder mutmaßlichen 
Willen des Erblassers zugedacht war. Ist der Mit¬ 
erbe nicht ein Abkömmling und nicht der über¬ 
lebende Ehegatte des Erblassers, so ist die Zu¬ 
weisung an ihn nur zulässig, wenn er den Betrieb 
bewohnt und bewirtschaftet oder mitbewirtschaftet. 
Die Zuweisung ist ausgeschlossen, wenn der Mit¬ 
erbe zur Übernahme des Betriebes nicht bereit oder 
zu seiner ordnungsgemäßen Bewirtschaftung nicht 
geeignet ist. 

(2) Diese Bestimmungen gelten für die Zuweisung 
von Teilen des Betriebes sinngemäß. 


§ 16 

(1) Wird der Betrieb einem Miterben zugewie¬ 
sen, so steht insoweit den übrigen Miterben an 
Stelle ihres Erbteils ein Anspruch auf Zahlung eines 
Geldbetrages zu, der dem Wert ihres Anteils an 
dem zugewiesenen Betrieb (§13 Abs. 1) entspricht. 
Der Betrieb ist zum Ertragswert (§ 2049 des Bürger¬ 
lichen Gesetzbuchs) anzusetzen. Der Anspruch ist 
bei der Zuweisung durch das Gericht unter Berück¬ 
sichtigung der folgenden Vorschriften festzusetzen. 

(2) Die Nachlaß Verbindlichkeiten, die zur Zeit des 
Erwerbes (§ 13 Abs. 2) noch bestehen, sind aus dem 
außer dem Betriebe vorhandenen Vermögen zu be¬ 
richtigen, soweit es ausreicht. Ist eine Nachlaßver¬ 
bindlichkeit an einem zum Betriebe gehörenden 
Grundstück dinglich gesichert, so kann das Gericht 
auf Antrag mit Zustimmung des Gläubigers fest¬ 
setzen, daß der Erwerber dem Gläubiger für sie 
allein haftet. Trifft es eine solche Festsetzung, so ist 
§ 2046 des Bürgerlichen Gesetzbuchs auf diese Ver¬ 
bindlichkeit nicht anzuwenden. 

(3) Das Gericht kann die Zahlung der den Mit¬ 
erben nach Absatz 1 zustehenden Beträge auf An¬ 
trag stunden, soweit der Erwerber bei sofortiger 
Zahlung den Betrieb nicht ordnungsgemäß bewirt¬ 
schaften könnte und dem einzelnen Miterben bei 
gerechter Abwägung der Lage der Beteiligten eine 
Stundung zugemutet werden kann. Der Erwerber 
hat die gestundete Forderung zu verzinsen und für 
sie Sicherheit zu leisten, über die Höhe der Ver¬ 
zinsung und über Art und Umfang der Sicherheits¬ 
leistung entscheidet das Gericht nach billigem Er¬ 
messen. Das Gericht kann die rechtskräftige Ent¬ 
scheidung über die Stundung auf Antrag aufhehen 
oder ändern, wenn sich die Verhältnisse nach der 
Entscheidung wesentlich geändert haben. 

(4) Auf Antrag eines Miterben kann das Gericht 
bei der Zuweisung festsetzen, daß der Miterbe statt 
durch Zahlung eines Geldbetrages ganz oder teil¬ 
weise durch Übereignung eines bei der Zuweisung 
bestimmten Grundstücks abzufinden ist. Das Grund¬ 
stück muß zur Deckung eines Landbedarfs des Mit¬ 
erben benötigt werden und von dem Betrieb abge¬ 
trennt werden können, ohne daß die Voraussetzun¬ 
gen des § 14 Abs. 1 wegfallen. Die Veräußerung 
dieses Grundstücks bedarf nicht der Genehmigung 
nach diesem Gesetz. 

(5) Das Gericht kann auf Antrag eines Miterben 
bei der Zuweisung festsetzen, daß er durch ein be¬ 
schränktes dingliches Recht an einem zugewiesenen 
Grundstück abzufinden ist. Die Festsetzung ist unzu¬ 
lässig, wenn der Erwerber dadurch unangemessen 
beschwert würde. 

§ 17 

(1) Zieht der Erwerber binnen fünfzehn Jahren 
nach dem Erwerb (§13 Abs. 2) aus dem Betrieb oder 
einzelnen zugewiesenen Gegenständen durch Ver¬ 
äußerung oder auf andere Weise, die den Zwecken 
der Zuweisung fremd ist, erhebliche Gewinne, so 
hat er, soweit es der Billigkeit entspricht, die Mit¬ 
erben auf Verlangen so zu stellen, wie wenn der in 
Betracht kommende Gegenstand im Zeitpunkt des 
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Erwerbes verkauft und der Kaufpreis unter den Mit¬ 
erben entsprechend ihren Erbteilen verteilt worden 
wäre. Ist der Betrieb im Wege der Erbfolge auf 
einen anderen übergegangen oder hat der Erwerber 
den Betrieb einem anderen im Wege der vorweg¬ 
genommenen Erbfolge übereignet, so trifft die ent¬ 
sprechende Verpflichtung den anderen hinsichtlich 
derartiger Gewinne, die er binnen fünfzehn Jahren 
nach dem in § 13 Abs. 2 bezeichneten Zeitpunkt aus 
dem Betriebe zieht. 

(2) Die Ansprüche sind vererblich und übertrag¬ 
bar. Sie verjähren in zwei Jahren nach dem Schluß 
des Jahres, in dem der Berechtigte von dem Eintritt 
der Voraussetzungen seines Anspruchs Kenntnis 
erlangt, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in fünf 
Jahren nach dem Schluß des Jahres, in dem die 
Voraussetzungen des Anspruchs erfüllt sind. 


Dritter Abschnitt 

Verfahren 

§ 18 

(1) örtlich zuständig ist die Genehmigungs¬ 
behörde, in deren Bezirk die Hofstelle des Betriebes 
liegt, zu dem das Grundstück gehört. Ist keine Hof¬ 
stelle vorhanden, so ist die Genehmigungsbehörde 
zuständig, in deren Bezirk die Grundstücke ganz 
oder zum größten Teil liegen. 

(2) Hält die Genehmigungsbehörde ihre örtliche 
Zuständigkeit nicht für gegeben, so hat sie die Sache 
unverzüglich, spätestens vor Ablauf eines Monats 
nach Eingang des Antrags, an die zuständige Geneh- 
migungsbehörde abzugeben und den Antragsteller 
von der Abgabe zu benachrichtigen. Wird die Be¬ 
nachrichtigung nicht binnen dieser Frist zugestellt, 
so gilt die Genehmigung als erteilt. Die Abgabever¬ 
fügung ist für die in ihr bezeichnete Genehmigungs¬ 
behörde bindend und für die Beteiligten unanfecht¬ 
bar. 

§ 19 

Die Genehmigungsbehörde hat vor der Entschei¬ 
dung über einen Genehmigungsantrag die auf Grund 
des § 32 Abs. 3 des Gesetzes über das gerichtliche 
Verfahren in Landwirtschaftssachen bestimmte land- 
und forstwirtschaftliche Berufsvertretung zu hören. 
Das Nähere bestimmt die Landesregierung. 

§ 20 

Entscheidungen, gegen die ein Antrag auf gericht¬ 
liche Entscheidung zulässig ist, sind zu begründen 
und zuzustellen. Bei der Zustellung sind die Betei¬ 
ligten über die Zulässigkeit des Antrags auf gericht¬ 
liche Entscheidung, über die Stelle, bei der er zu 
stellen ist, sowie über Form und Frist des Antrags 
zu belehren. Die Antragsfrist beginnt nicht vor der 
Belehrung, spätestens aber fünf Monate nach der 
Zustellung der Entscheidung der Genehmigungs¬ 
behörde. 


§ 21 

Erklärungen des Vorkaufsberechtigten über die 
Ausübung des Vorkaufsrechts nach dem Reichssied- 
lungsgesetz hat die Genehmigungsbehörde außer 
dem Verpflichteten auch dem Käufer und demjenigen 
mitzuteilen, zu dessen Gunsten der Kaufvertrag ge¬ 
schlossen worden ist: dies gilt nicht, wenn die Aus¬ 
übung des Vorkaufsrechts nach § 6 Abs. 2 des 
Reichssiedlungsgesetzes unwirksam ist. Die Mittei¬ 
lung ist mit einer Begründung darüber zu versehen, 
warum die Genehmigung der Veräußerung nach § 9 
zu versagen wäre, und zuzustellen. § 20 Satz 2 und 3 
gilt sinngemäß für die Belehrung über die Zulässig¬ 
keit eines Antrags auf gerichtliche Entscheidung 
nach § 10 des Reichssiedlungsgesetzes. 

§ 22 

(1) Wenn die Genehmigungsbehörde eine Ge¬ 
nehmigung versagt oder unter Auflagen oder Bedin¬ 
gungen erteilt, ein Zeugnis nach § 5 oder § 6 Abs. 3 
oder eine Bescheinigung nach § 11 Abs. 2 verwei¬ 
gert, können die Beteiligten binnen zwei Wochen 
nach Zustellung Antrag auf Entscheidung durch das 
nach dem Gesetz über das gerichtliche Verfahren in 
Landwirtschaftssachen zuständige Gericht stellen. 

(2) Der Antrag kann bei der Genehmigungs¬ 
behörde, gegen deren Entscheidung er sich richtet, 
schriftlich oder bei dem zuständigen Gericht schrift¬ 
lich oder zur Niederschrift der Geschäftsstelle ge¬ 
stellt werden. § 22 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
gilt sinngemäß; über den Antrag auf Wiederein¬ 
setzung in den vorigen Stand entscheidet das in 
Satz 1 bezeichnete Gericht. 

(3) Das Gericht kann die Entscheidungen treffen, 
die auch die Genehmigungsbehörde treffen kann. 

(4) Ist eine Genehmigung unter einer Auflage 
nach diesem Gesetz oder nach den bisherigen Vor¬ 
schriften über den Verkehr mit land- und forstwirt¬ 
schaftlichen Grundstücken erteilt und haben sich die 
Umstände, die für die Erteilung der Auflage maß¬ 
gebend waren, wesentlich geändert, so kann der 
durch die Auflage Beschwerte beantragen, daß das 
nach dem Gesetz über das gerichtliche Verfahren in 
Landwirtschaftssachen zuständige Gericht die Auf¬ 
lage ändert oder aufhebt. Absatz 2 Satz 1 gilt ent¬ 
sprechend. 

§ 23 

Im Verfahren vor der Genehmigungsbehörde 
werden Gebühren und Auslagen nicht erhoben. 

§ 24 

(1) Wer 

1, einer Aufforderung der Genehmigungs¬ 
behörde, den Besitz eines Grundstücks, 
den er auf Grund einer genehmigungsbe¬ 
dürftigen Veräußerung erworben oder 
einem anderen überlassen hat, an den 
Veräußerer zurückzuübertragen oder vom 
Erwerber zurückzunehmen, nicht Folge 
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leisiet, obwohl eine nach diesem Gesetz 
oder den bisherigen Vorschriften über den 
Verkehr mit land- und forstwirtschaft¬ 
lichen Grundstücken erforderliche Geneh¬ 
migung nicht beantragt oder unanfechtbar 
versagt worden ist, 

2. eine Auflage nicht erfüllt, die bei der 
Genehmigung eines Rechtsgeschäfts nach 
diesem Gesetz oder nach den bisherigen 
Vorschriften über den Verkehr mit land- 
und forstwirtschaftlichen Grundstücken ge¬ 
macht worden ist, 

kann durch Ordnungsstrafen, auch wiederholt, an¬ 
gehalten werden, der Aufforderung oder Auflage 
nachzukommen. Die Ordnungsstrafe wird auf An¬ 
trag der Genchmigungsbchördc durch das Gericht 
verhängt. Sie muß, bevor sie festgesetzt wird, ange- 
droht werden. 

(2) Die einzelne Strafe darf den Betrag von ein¬ 
tausend Deutsche Mark nicht übersteigen. 

§ 25 

Das Gesetz über das gerichtliche Verfahren in 
Landwirtschaftssachen vom 21. Juli 1953 (Bundes- 
yesetzbl. I S. 667)-) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die rechtsgeschäftliche Veräußerung, die 
Änderung oder Aufhebung einer Auf¬ 
lage, die gerichtliche Zuweisung eines 
Betriebes sowie die Verhängung von 
Ordnungsstrafen im Grundstückver¬ 
kehrsgesetz vom 28. Juli 1961 (Bundes- 
gesctzhl. T S. 1091),"; 

b) an Stelle der bisherigen Nummer 3 wird 
folgende neue Nummer 3 eingefügt: 

„3. Einwendungen gegen das siedlungs¬ 
rechtliche Vorkaufsrecht in § 10 des 

Re i ch s s i e dlungs ges e tzes,"; 

c) Nummer 4 erhält folgenden Zusatz: 

„ferner die Festsetzung des Ersatzanspruchs 
und der Entschädigung nach § 7 Abs. 2 des 
Gesetzes zur Ergänzung des Reichssied¬ 
lungsgesetzes vom 4. Januar 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1) in der Fassung des § 28 
Nr. 3 des Grundstückverkehrsgesetzes,". 

2. § 23 erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Die Einrede, daß die Zuständigkeit des 
Prozeßgerichts begründet sei, darf ein Beteilig¬ 
ter, der sich im ersten Rechtszuge zur Haupt¬ 
sache eingelassen hat, nur geltend machen, 
wenn er glaubhaft macht, daß er ohne sein 
Verschulden außerstande gewesen sei, sie im 
ersten Rechtszuge vorzubringen; eine Prüfung 
der Zuständigkeit von Amts wegen findet nicht 
statt" 

3. In § 27 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 23 Abs. 2 gilt entsprechend." 

2) Bimdosfjf’scf.zbl. ITT 317-1 


4. § 32 erhält folgende Fassung: 

„§ 32 

(1) In den Verfahren wegen Beanstandung 
eines Pachtvertrages ist die Landwirtschaftsbe¬ 
hörde, in den Verfahren wegen Genehmigung 
einer rechtsgeschäftlichen Veräußerung die Ge¬ 
nehmigungsbehörde und die land- und forstwirt¬ 
schaftliche Berufs Vertretung zu hören und zu 
einer mündlichen Verhandlung zu laden. 

(2) Soweit nach Absatz 1 die Landwirtschafts¬ 
behörde oder die Genehmigungsbehörde zu 
hören ist, sind ihr die Entscheidungen in der 
Hauptsache zuzustellen. Die der Landwirt¬ 
schaftsbehörde oder Genehmigungsbehörde 
übergeordnete Behörde ist insoweit berechtigt, 
gegen diese Entscheidungen die sofortige Be¬ 
schwerde und die Rechtsbeschwerde, soweit sie 
nach § 24 zulässig ist, zu erheben. Erhebt sie 
eine solche Beschwerde, so gilt sie als Beteiligte. 

(3) Die Landesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung, welche Organisationen als 
land- und forstwirtschaftliche Berufsvertretun¬ 
gen gelten." 

5. Nach § 32 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 32 a 

In den Verfahren auf Grund der Vorschriften 
über die gerichtliche Zuweisung eines Betrie¬ 
bes (§ 1 Nr. 2) soll der Antrag die Gegenstände 
bezeichnen, deren Zuweisung beantragt wird. 
In der Entscheidung über die Zuweisung des 
Betriebes sollen die zugewiesenen Gegenstände 
bezeichnet werden. Der Vorsitzende des Ge¬ 
richts des ersten Rechtszuges ersucht nach Ein¬ 
tritt der Rechtskraft der Entscheidung das 
Grundbuchamt um Eintragung des Erwerbers." 

6. In § 33 fallen die Worte „vom 25. November 
1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1371)" weg. 

7. In § 35 Abs. 3 werden die Worte „§§ 17, 23 und 
24 der Kostenordnung" ersetzt durch die Worte 
„§§ 18, 25 und 30 der Kostenordnung". 

8. a) In § 36 werden die Worte „über den Ver¬ 

kehr mit land- und forstwirtschaftlichen 
Grundstücken" ersetzt durch die Worte 
„über die rechtsgeschäftliche Veräußerung 
(§ 1 Nr. 2)"; 

b) § 36 erhält folgenden zweiten Absatz: 

„(2) In Verfahren auf Erteilung eines 
Zeugnisses oder einer Bescheinigung oder 
auf Änderung oder Aufhebung einer Auf¬ 
lage (§ 22 Abs. 1, 4 des Grundstückverkehrs¬ 
gesetzes) bestimmt sich der Geschäftswert 
nach § 30 der Kostenordnung. Es wird die 
volle Gebühr erhoben." 

9. Nach § 36 wird folgender § 36 a eingefügt: 

„§ 36 a 

(1) In gerichtlichen Verfahren auf Grund der 
Vorschriften über die gerichtliche Zuweisung 
eines Betriebes (§ 1 Nr. 2) bestimmt sich der 
Geschäfts wert nach § 18 Abs. 3 und § 19 der 
Kostenordnung. Es wird das Vierfache der vol¬ 
len Gebühr erhoben. 
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(2) Endet das Verfahren ohne Zuweisung 
des Betriebes, so bestimmt sich der Geschäfts¬ 
wert nach § 30 der Kostenordnung. Es wird 
das Doppelte der vollen Gebühr erhoben. 

(3) In Verfahren über Ansprüche nach § 17 
sowie in Verfahren nach § 16 Abs. 4 Satz 4 
des Grundstückverkehrsgesetzes bestimmt sich 
der Geschäftswert nach § 30 der Kostenord¬ 
nung. Es wird die volle Gebühr erhoben." 

10. Anstelle des bisherigen § 37 wird folgender 
§ 37 eingefügt: 

„§ 37 

In gerichtlichen Verfahren auf Grund der 
Vorschriften über Einwendungen gegen das 
siedlungsrechtliche Vorkaufsrecht (§ 1 Nr. 3) 
gilt § 36 Abs. 1 sinngemäß." 

11. § 38 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„In gerichtlichen Verfahren über die Auf¬ 
hebung von Pacht- und sonstigen Nutzungs¬ 
verhältnissen sowie über die Inanspruchnahme 
von Gebäuden oder Land und die Festsetzung 
des Ersatzanspruchs oder der Entschädigung 
(§ 1 Nr. 4} bestimmt sich der Geschäftswert 
nach § 30 der Kostenordnung." 

12. Nach § 38 wird folgender § 38 a eingefügt: 

„§ 38 a 

In gerichtlichen Verfahren auf Grund der Vor¬ 
schriften über Angelegenheiten, die mit der 
Aufhebung der früheren Vorschriften über Erb¬ 
höfe Zusammenhängen (§ 1 Nr. 6), bestimmt 
sich der Geschäftswert nach § 30 der Kosten¬ 
ordnung. Es wird die volle Gebühr erhoben." 

13. § 41 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Landwirtschaftsbehörde und die Genehmi¬ 
gungsbehörde sowie die übergeordnete Behörde 
(§ 32 Abs. 2) und die Siedlungsbehörde sind 
nicht Gegner im Sinne dieser Vorschrift." 

14. § 42 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die in § 41 Satz 2 bezeichneten Behör¬ 
den sind von der Zahlung von Gcrichtskosten 
befreit." 

15. § 44 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Bei einem Verfahren, das von einer in 
§ 41 Satz 2 genannten Behörde eingeleitet ist 
oder auf ihrem Antrag oder ihrer Beschwerde 
beruht, ist nach billigem Ermessen darüber zu 
entscheiden, ob und inwieweit anderen am Ver¬ 
fahren Beteiligten die Kosten aufzuerlegen 
sind." 

16. In § 60 Abs. 3 Buchstabe a fallen die Worte 
„und 6" weg. 

§ 26 

Das Gesetz über die Zwangsversteigerung und 

die Zwangsverwalluny :i ) wird wie folgt geändert: 

1. § 180 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

(1) „ So 11 di e Z w angsvo rs tei ge r un g z um Zw eckc 
der Aufhebung einer Gemeinschaft erfolgen, so 
finden die Vorschriften des Ersten und Zweiten 


Abschnitts entsprechende Anwendung, soweit 
sich nicht aus den §§ 181 bis 185 ein anderes 
ergibt." 

2. Nach § 184 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 185 

(1) Ist ein Verfahren über einen Antrag auf Zu¬ 
weisung eines landwirtschaftlichen Betriebes 
nach § 13 Abs. 1 des Grundstückverkehrsgeset¬ 
zes vom 28. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1091) 
anhängig und erstreckt sich der Antrag auf ein 
Grundstück, dessen Zwangsversteigerung nach 
§ 180 angeordnet ist, so ist das Zwangsver¬ 
steigerungsverfahren wegen dieses Grundstücks 
auf Antrag so lange einzustellen, bis über den 
Antrag auf Zuweisung rechtskräftig entschieden 
ist. 

(2) Ist die Zwangsversteigerung mehrerer 
Grundstücke angeordnet und bezieht sich der Zu¬ 
weisungsantrag nur auf eines oder einzelne 
dieser Grundstücke, so kann das Vollstrek- 
kungsgericht anordnen, daß das Zwangsver- 
steigerungsverfahren auch wegen der nicht vom 
Zuweisungsverfahren erfaßten Grundstücke ein¬ 
gestellt wird. 

(3) Wird dem Zuweisungsantrag sf.attgegeben, 
so ist das Zwangsversteigerungsverfahren, so¬ 
weit es die zugewiesenen Grundstücke betrifft, 
aufzuheben und im übrigen fortzusetzen. 

(4) Die Voraussetzungen für die Einstellung 
und die Aufhebung des Zwangsversteigerungs¬ 
verfahrens sind vom Antragsteller nachzuwei¬ 
sen." 

Vierter Abschnitt 
Siedlungsrechtliche Vorschriften 

§ 27 

Das Reichssiedlungsgesetz 4 ) wird wie folgt geän¬ 
dert: 

1. § 1 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die Landesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung auch Behörden, Anstalten des öffent¬ 
lichen Rechts, Teilnehmergemeinschaften nach 
dem Flurbereinigungsgesetz oder juristische 
Personen, die sich satzungsgemäß mit Aufga¬ 
ben der Verbesserung der Agrarstruktur be¬ 
fassen, als Siedlungsunternehmen bezeichnen." 

2. § 4 erhält folgende Fassung: 

.S 4 

(i) Wird ein landwirtschaftliches Grundstück 
oder Moor- und Ödland, das in landwirtschaft¬ 
liche Kultur gebracht werden kann, in Größe 
von zwei Hektar aufwärts durch Kaufvertrag 
veräußert, so hat das gemeinnützige Siedlungs¬ 
unternehmen, in dessen Bezirk die Hofstelle 
des Betriebes liegt, das Vorkaufsrecht, wenn 
die Veräußerung einer Genehmigung nach dem 
Grundstückverkehrsgesetz vom 28. Juli 1961 


3) Bundesgeselzb] III 310-14 


4) Bundesgesetzbl. III 2331-1 
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(Bundcsgesetzbl. I S. 1091) bedarf und die Geneh¬ 
migung nach § 9 des Grundstückverkehrsgeset- 
zes nach Auffassung der Genehmigungsbehörde 
zu versagen wäre; ist keine Hofstelle vorhan¬ 
den, so steht das Vorkaufsrecht dem Siedlungs¬ 
unternehmen zu, in dessen Bezirk das Grund¬ 
stück ganz oder zum größten Teil liegt. 

(2) Das Vorkaufsrecht besteht nicht, wenn der 
Verpflichtete das Grundstück an eine Körper¬ 
schaft des öffentlichen Rechts, an seinen Ehe¬ 
gatten oder an eine Person verkauft, die mit 
ihm in gerader Linie oder bis zum dritten Grade 
in der Seitenlinie verwandt oder bis zum zwei¬ 
ten Grade verschwägert ist. 

(3) Das Vorkaufsrecht wird nicht dadurch aus¬ 
geschlossen, daß in dem Veräußerungsvertrag 
ein geringeres als das vereinbarte Entgelt be¬ 
urkundet ist. Dem Siedlungsunternehmen ge¬ 
genüber gilt das beurkundete Entgelt als ver¬ 
einbart. 

(4) Die Landesregierung kann durch Rechtsver¬ 
ordnung für das Land oder für Teile des Landes 
die Mindestgröße der Grundstücke, die dem 
Vorkaufsrecht unterliegen, auf mehr als zwei 
Hektar festsetzen; für eine beschränkte Zeit 
kann sie die Mindestgröße auf weniger als zwei 
Hektar festsetzen, solange dies zur Durchfüh¬ 
rung von Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur notwendig ist. 

(5) Die Siedlungshehördekann bestimmen, daß 
statt des gemeinnützigen Siedlungsunterneh¬ 
mens eine nach § 1 Abs. 1 Satz 3 als Siedlungs¬ 
unternehmen bezeichnete Stelle das Vorkaufs¬ 
recht hat." 

3. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§ 5 

Bei einem Eigentumserwerb durch Ausübung 
des Vorkaufsrechts erlöschen rechtsgeschäftliche 
Vorkaufsrechte. Für die dadurch entstandenen 
Vermögensnachteile hat der Vorkaufsberech¬ 
tigte den Inhaber eines erloschenen Rechts in 
Geld zu entschädigen; dies gilt jedoch nicht, 
wenn im Zeitpunkt der Begründung des er¬ 
loschenen Rechts ein Vorkaufsrecht nach diesem 
Gesetz bereits bestand. Der Entschädigungs¬ 
anspruch erlischt, wenn der Entschädigungs¬ 
berechtigte ihn nicht binnen drei Jahren nach 
dem Erwerb des Eigentums durch den Vor¬ 
kauf sberechtigten mit gerichtlicher Klage gel¬ 
tend macht." 

4. § 6 erhält folgende Fassung: 

„§ 6 

(1) Das Vorkaufsrecht kann ausgeübt werden, 
sobald die Siedlungsbehörde den ihr nach § 12 
des Grundstückverkehrsgesetzes vorgelegten 
Kaufvertrag dem Vorkauf sberechtigten mitteilt. 
Die Erklärung des Vorkaufsberechtigten über 
die Ausübung des Vorkaufsrechts ist über die 
Siedlungsbchörde der Genehmigungsbehörde, 
die ihr den Kaufvertrag vorgelegt hat, zuzu¬ 


leiten. Das Vorkaufsrecht wird dadurch ausge¬ 
übt, daß die Genehmigungsbehörde diese Er¬ 
klärung dem Verpflichteten mitteilt; damit gilt 
für das Rechtsverhältnis zwischen dem Ver¬ 
käufer und dem Vorkaufsberechtigten die Ver¬ 
äußerung als genehmigt. 

(2) Die Ausübung des Vorkaufsrechts ist un¬ 
wirksam, wenn die Genehmigungsbehörde die 
Mitteilung nicht binnen der Frist des § 6 Abs. 1 
des Grundstückverkehrsgesetzes zugestellt hat; 
dies gilt nicht im Falle des § 7 Satz 2. 

(3) Der Ausübung des Vorkaufsrechts steht 
nicht entgegen, daß über eine nach anderen Ge¬ 
setzen erforderliche Genehmigung des Kaufver¬ 
trags noch nicht entschieden ist." 

5. § 7 erhält folgende Fassung: 

„§ 7 

Der Vorkaufsberechtigte ist befugt, innerhalb 
der Frist des § 6 Abs. 1 des Grundstückverkehrs¬ 
gesetzes das Grundstück zu besichtigen. Wird 
er von dem Eigentümer oder einem Dritten an 
der Ausübung dieses Rechts gehindert und teilt 
er dies der Genehmigungsbehörde binnen der 
Frist mit, so kann das Vorkaufsrecht noch bin¬ 
nen einer Frist von einem Monat von dem Tage 
ab, an dem das Hindernis wegfällt, ausgeübt 
werden, sofern die Genehmigungsbehörde die 
Mitteilung über die Fristverlängerung binnen 
der Frist des § 6 Abs. 1 des Grundstückverkehrs¬ 
gesetzes an den Veräußerer zugestellt hat." 

6. a) § 8 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Auf das Vorkaufsrecht sind § 505 Abs. 2 
und die §§ 506 bis 509 des Bürgerlichen Ge¬ 
setzbuchs sinngemäß anzuwenden." 

b) § 8 Abs. 3 wird aufgehoben. 

7. § 9 erhält folgende Fassung: 

.§ 9 

(1) Verwendet das Siedlungsunternehmen, das 
das Vorkaufsrecht nach diesem Gesetz ausge¬ 
übt hat, das Grundstück nicht binnen sechs 
Jahren nach Erwerb des Eigentums für Sied¬ 
lungszwecke, so kann derjenige, dem ein im 
Grundbuch eingetragenes oder durch Vormer¬ 
kung gesichertes Recht zustand, das nach § 5 
erloschen ist, verlangen, daß ihm das Grund¬ 
stück zu dem in dem früheren Kaufverträge ver¬ 
einbarten Entgelt, jedoch unter Berücksichti¬ 
gung werterhöhender Aufwendungen, durch das 
Siedlungsunternehmen übereignet wird. Bestan¬ 
den mehrere Rechte dieser Art, so steht der 
Anspruch demjenigen zu, dessen Recht den 
Vorrang hatte. Ist kein Berechtigter der genann¬ 
ten Art vorhanden, so kann der Käufer, in 
dessen Rechte das Siedlungsunternehmen in 
Ausübung seines Vorkaufsrechts eingetreten ist, 
die Übereignung zu dem in Satz 1 bezeichneten 
Entgelt verlangen. Die Übereignung kann nicht 
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mehr verlangt werden, wenn sich das Siedlungs¬ 
unternehmen einem anderen gegenüber zur 
Übereignung bindend verpflichtet hatte, bevor 
das Verlangen gestellt wurde. 

(2) Das Verlangen ist gegenüber dem Sied*- 
lungsunternehmen innerhalb eines Jahres nach 
Ablauf der in Absatz 1 bezeichneten Frist zu 
stellen. 

(3) Eine nach § 5 geleistete Entschädigung ist 
dem Siedlungsunternehmen zurückzuerstatten, 
soweit der Schaden durch die Übereignung des 
Grundstücks entfällt." 

8. § 10 wird durch folgende Vorschrift ersetzt: 

.s io 

Einwendungen gegen das Vorkaufsrecht, die 
sich darauf gründen, daß die Veräußerung einer 
Genehmigung nach dem Grundstückverkehrs¬ 
gesetz nicht bedarf oder die Genehmigung nach 
§ 9 des Grundstückverkehrsgesetzes nicht 
zu versagen wäre, können außer von dem 
Verpflichteten auch von dem Käufer und von 
demjenigen erhoben werden, zu dessen Gunsten 
der Kaufvertrag geschlossen worden ist. Diese 
Einwendungen können nur durch Antrag auf 
Entscheidung durch das nach dem Gesetz über 
das gerichtliche Verfahren in Landwirtschafts¬ 
sachen zuständige Gericht geltend gemacht wer¬ 
den. Die Vorschriften über den Antrag auf ge¬ 
richtliche Entscheidung in § 22 des Grundstück¬ 
verkehrsgesetzes sind entsprechend anzuwen¬ 
den." 

9. § 11 wird aufgehoben. 

10. In § 14 Abs. 2 tritt an die Stelle der Zahl „11" 
die Zahl „10". 

11. In § 20 Abs. 1 Satz 2 tritt an die Stelle der Zahl 
„6" die Zahl „4". 

§ 28 

Das Gesetz zur Ergänzung des Reichssiedlungs¬ 
gesetzes vom 4. Januar 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1) r> ) 

wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 2 und 3 wird aufgehoben. 

2. § 6 erhält folgenden neuen Absatz 2: 

„(2) Eine Verwendung für Siedlungszwecke 
im Sinne des Reichssiedlungsgesetzes liegt auch 
dann vor, wenn ein Siedlungsunternehmen 
Grundstücke zur Verbesserung der Agrarstruktur 
verwendet oder einen von ihm erworbenen land¬ 
wirtschaftlichen Betrieb im ganzen einem Sied¬ 
lungsbewerber überträgt." 

3. In § 7 Abs. 2 wird Satz 3 durch folgende neue 
Sätze 3 bis 5 ersetzt: 

„Kommt eine Einigung über die Höhe des Ersatz¬ 
anspruchs oder der Entschädigung nicht zustande, 
so entscheidet darüber die Siedlungsbehörde. 
Gegen die Entscheidung der Siedlungsbehörde 
können die Beteiligten binnen zwei Wochen nach 
Zustellung Antrag auf Entscheidung durch 
das nach dem Gesetz über das gerichtliche Ver¬ 


fahren in Landwirtschaftssachen zuständige Ge¬ 
richt stellen. §§ 20 und 22 Abs. 2 des Grund¬ 
stückverkehrsgesetzes vom 28. Juli 1961 (Bundes- 
gesetzbl, I S, 1091) gelten sinngemäß? an die 
Stelle der Landwirtschaftsbehörde tritt die Sied¬ 
lungsbehörde." 

§ 29 

Die Verordnung über das Vorkaufsrecht nach dem 
Reichssiedlungsgesetz vom 15. April 1937 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 546) 6 ) und die auf Grund dieser Ver¬ 
ordnung sowie die auf Grund des § 4 Satz 2 des 
Reichssiedlungsgesetzes in der bisherigen Fassung 
ergangenen Bestimmungen 7 ) werden aufgehoben. 

§ 30 

Das Gesetz über die Deutsche Landesrentenbank 
vom 7. Dezember 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2405), 
zuletzt geändert durch das Bundesbeamtengesetz 
vom 14. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 551), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Bund gewährleistet die Erfüllung der 
Verbindlichkeiten, die der Deutschen Landes¬ 
rentenbank aus der Ausgabe von Inhaberschuld¬ 
verschreibungen erwachsen. Der Bundesminister 
der Finanzen wird ermächtigt, die Gewähr¬ 
leistung bis zu einem Höchstbetrag zu über¬ 
nehmen, der durch das Haushaltsgesetz fest¬ 
gesetzt wird. Wird das Haushaltsgesetz erst nach 
Beginn des Rechnungsjahres verkündet, so ist bis 
zur Verkündung die Festsetzung im Haushalts¬ 
gesetz für das vorhergehende Rechnungsjahr 
maßgebend." 

2. § 7 erhält folgende Fassung: 

.§ 7 

(1) Die Vorstandsmitglieder können als Be¬ 
amte oder auf Privatdienstvertrag angestellt 
werden. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen ernennt 
alle Beamten, die beamteten Vorstandsmitglieder 
für eine Amtszeit von zwölf Jahren, Dlenstvor- 
gesetzter ist für die Vorstandsmitglieder der 
Bundesminister der Finanzen, für die übrigen 
Beamten der Vorstand der Anstalt, der seine 
Befugnisse auf ein vom Gesamtvorstand be¬ 
stimmtes Vorstandsmitglied übertragen kann. 
Einleitungsbehörde im Sinne des § 29 Abs. 1 
Buchstabe c der Bundesdisziplinarordnung ist für 
alle Beamten der Bundesminister der Finanzen. 

(3) Beamtete Vorstandsmitglieder treten, wenn 
sie nicht wieder ernannt werden, nach Ablauf 
ihrer Amtszeit in den dauernden Ruhestand. Im 
übrigen regeln sich ihre Rechtsverhältnisse nach 
den Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes für 
die Beamten auf Lebenszeit. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen übt seine 
Befugnisse im Einvernehmen mit dem Bundes¬ 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und For¬ 
sten aus." 


5) Bundesgestzbl. JII 2331-2 


6) Bundesgesetzbl. III 2331-3 

7) Bundesgesetzbl. III 2331-3-1, 2331-3-2, 2331-3-3 
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P ü n fl e r Abschnitt 

Zusatz-, Übergangs- und Schlußbe Stimmungen 

§ 31 

(1) § 8 Nr. 2 gilt nicht für Iiöfe im Sinne der in 
den Ländern Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen und Schleswig-Holstein geltenden Höfe¬ 
ordnung vom 24. April 1947 oder des Landesgesetzes 
über die Einführung einer Ilöfcordnung im Lande 
Rheinland-Pfalz vom 7. Oktober 1953 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt der Landesregierung Rheinland- 
Pfalz S. 101). 

(2) § 6 ist nicht anzuwenden, wenn nach § 17 
Abs. 3 der Höfeordnung vom 24. April 1947 das Ge¬ 
richt über einen Antrag auf Genehmigung zu ent¬ 
scheiden hat. Das Erfordernis der Zustimmung des 
Gerichts nach § 7 Abs. 2 der Höfeordnung wird durch 
die Vorschriften des Ersten Abschnitts dieses Ge¬ 
setzes nicht berührt. 

§ 32 

(1) Für die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geschlossenen Rechtsgeschäfte, deren Genehmigung 
nach den durch dieses Gesetz aufgehobenen oder 
unwirksam gewordenen Vorschriften erforderlich 
war, gelten die Vorschriften der Absätze 2 bis 5. 

(2) In anhängigen Genehmigungsverfahren sowie 
bei Anfechtung von Entscheidungen in Genehmi¬ 
gungsverfahren, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes anhängig geworden sind, richten sich die 
Entscheidung über die Genehmigung sowie der Ver¬ 
fahrensgang und die Kosten nach den bisher gelten¬ 
den Vorschriften. Die Genehmigung ist jedoch nicht 
erforderlich, soweit nach den Vorschriften des Ersten 
Abschnitts Rechtsgeschäfte der Genehmigung nicht 
bedürfen oder die Genehmigung zu erteilen ist? das 
Verfahren ist einzustellen, Gerichtskosten bleiben 
außer Ansatz, außergerichtliche Kosten werden nicht 
erstattet. 

(3) Auf Rechtsgeschäfte, für die eine Genehmi¬ 
gung vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes noch 
nicht beantragt war, sind die Vorschriften über die 
Genehmigung nach diesem Gesetz anzu wenden. 

(4) Ist eine Genehmigung nach Absatz 2 nicht er¬ 
forderlich, so ist § 5 entsprechend anzuwenden. 

(5) Ist vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
Genehmigung zur Abgabe eines Gebots bei der 
Zwangsversteigerung versagt oder unter Auflagen 
oder Bedingungen erteilt worden, so ist ein nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes abgegebenes Ge¬ 
bot aus diesem Grunde nicht, unwirksam. 

§ 33 

(1) Ist ein landwirtschaftlicher Betrieb vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes auf eine Erbengemein¬ 
schaft übergegangen, so gelten für die gerichtliche 
Zuweisung des Betriebes die Vorschriften der Ab¬ 
sätze 2 bis 4. 

(2) Liegt der Betrieb in den Ländern Hamburg, 
Niedersachsen, Nordrhcin-Westfalcn oder Schles¬ 
wig-Holstein und hat ein Zuweisungsverfahren nach 
den bisher geltenden Vorschriften nicht stattgefun¬ 


den, so sind die §§ 13 bis 17 anzuwenden. Diese 
Vorschriften gelten auch für die Entscheidung über 
einen Zuweisungsantrag, der vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes nach den bisher geltenden Vor¬ 
schriften gestellt und über den noch nicht rechts¬ 
kräftig entschieden ist. Nimmt der Antragsteller im 
Falle des Satzes 2 den Antrag bis zum Schluß der 
nächsten mündlichen Verhandlung, jedoch späte¬ 
stens bis zum Ablauf von drei Monaten nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes zurück oder erklärt er 
ihn binnen dieser Frist für erledigt, so trägt jeder 
Beteiligte seine außergerichtlichen Kosten; Gerichts¬ 
kosten werden nicht erhoben. 

(3) Liegt der Betrieb in anderen als den in Ab¬ 
satz 2 bezeichneten Ländern, so ist die gerichtliche 
Zuweisung nach Maßgabe der §§ 13 bis 17 nur zu¬ 
lässig, wenn keiner der Miterben der Einleitung des 
Zuweisungsverfahrens binnen einer angemessenen 
Frist widerspricht, die vom Gericht nach Eingang 
eines Antrags nach § 13 festgesetzt wird. Bei der 
Festsetzung der Frist sind die Miterben darauf hin¬ 
zuweisen, daß im Zuweisungsverfahren der Betrieb 
ungeteilt einem Miterben zu Eigentum zugewiesen 
werden kann. Der Widerspruch ist schriftlich oder 
zur Niederschrift der Geschäftsstelle des Gerichts zu 
erklären. § 22 Abs. 2 des Gesetzes über die Ange¬ 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit gilt 
sinngemäß; über den Antrag auf Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand entscheidet das Gericht, das 
die Frist gesetzt hat. 

(4) § 17 ist nicht anzuwenden, wenn der Erwerber 
den Betrieb vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
durch gerichtliche Zuweisung erworben hat. 

§ 34 

(1) Ein auf Grund der bisher geltenden Vorschrif¬ 
ten zur Sicherung der Landbewirtschaftung begrün¬ 
detes Pachtverhältnis bleibt rechtswirksam. 

(2) Eine zur Sicherung der Landbewirtschaftung 
angeordnete Verwaltung durch einen Treuhänder 
endet drei Monate nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes, wenn sie nicht auf Grund anderer Vor¬ 
schriften bereits früher endet. Für die Abwicklung 
der Verwaltung bleiben die bisherigen Vorschriften 
maßgebend. 

(3) Andere Maßnahmen zur Sicherung der Land¬ 
bewirtschaftung gelten als aufgehoben. 

(4) Anhängige Verfahren, welche die Einleitung 
von Maßnahmen nach Artikel VII des Kontrollrats- 
gesetzes Nr. 45 gegen den Nutzungsberechtigten 
zum Gegenstand haben, sind einzu stellen? Gerichts¬ 
kosten bleiben außer Ansatz, außergerichtliche 
Kosten werden nicht erstattet. 

§ 35 

Ob bei einem vor dem Inkrafttreten dieses Ge¬ 
setzes geschlossenen Rechtsgeschäft über die Ver¬ 
äußerung eines Grundstücks dem Siedlungsunter¬ 
nehmen ein gesetzliches Vorkaufsrecht zusteht. und 
wie es ausgeübt werden kann, bestimmt sich 

1. in den Fällen, in denen das Rechtsgeschäft auf 
Grund des § 32 Abs. 3 der Genehmigung be¬ 
darf, nach den Vorschriften dieses Gesetzes, 
die das Vorkaufsrecht nach dem Reichssied¬ 
lungsgesetz betreffen, 
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2. in den übrigen Fällen nach den bisher gelten¬ 
den siedlungsrochtlichcn Vorschriften. 

Unterlag das Grundstück nicht dem Vorkaufsrecht 
nach den bisher geltenden siedlungsrechtlichen Vor¬ 
schriften, so steht in den unter Nummer 1 genann¬ 
ten Fällen dem Siedlungsunternehmen auch nicht 
das dort bezeichnete Vorkaufsrecht zu. 

§ 36 

Sind gerichtliche Verfahren auf Grund der Vor¬ 
schriften über Angelegenheiten, die mit der Auf¬ 
hebung der früheren Vorschriften über Erbhöfe 
Zusammenhängen, vor dem Inkrafttreten dieses Ge¬ 
setzes anhängig geworden, so sind bis zum Ende 
des laufenden Rechtszuges die bisher geltenden 
Kostenvorschriften anzuwenden. 

§ 37 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur Ver¬ 
hinderung von Mißbräuchen, welche die Wirksam¬ 
keit dieses Gesetzes erheblich beeinträchtigen, für 
die Veräußerung der durch § 1 betroffenen Grund¬ 
stücke im Wege der Zwangsversteigerung unter 
Anlehnung an die Vorschriften des Ersten und Vier¬ 
ten Abschnitts durch Rechtsverordnung zu bestim¬ 
men, daß die Abgabe von Geboten und die Erteilung 
des Zuschlags an einen anderen als den Meistbieten¬ 
den allgemein oder unter bestimmten sachlichen 
oder örtlichen Voraussetzungen von einer Biet¬ 
erlaubnis der Genehmigungsbehörde abhängt, so¬ 
wie das Verfahren einschließlich der Kosten zu 
regeln. 

§ 38 

Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme des § 39 Abs. 3 
nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Überlei¬ 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) auch im Land Berlin. Rechts Verordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungs¬ 
gesetzes. 

§ 39 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1962 in Kraft. 
Die Vorschriften, die den Erlaß von Landesgesetzen 
vorsehen oder zum Erlaß von Rechts'Verordnungen 
ermächtigen, treten am Tage nach der Verkündung 
dieses Gesetzes, § 30 tritt mit Wirkung vom Tage 
nach der Verkündung des Haushaltsgesetzes 1961 
in Kraft. 

(2) Folgende Vorschriften werden, soweit sie noch 
gelten, aufgehoben: 

1. Artikel III bis VI der Verordnung Nr. 84 der 
britischen Militärregierung (Amtsblatt der Mili¬ 
tärregierung Deutschland, Britisches Kontroil- 
gebiet, S.500) sowie die als Anlage C beigefügte 
Landbewirtschaftungsordnung; 

2. die vom Zentral-Justizamt für die britische Zone 
erlassene Verfahrensordnung für Landwirt¬ 
schaftssachen vom 2. Dezember 1947 (Verord¬ 
nungsblatt für die britische Zone S. 157) mit Aus¬ 
nahme der §§ 34 bis 38, 44 Abs. 3 und 4, § 45 
Abs.. 4 bis 6, § 56 Abs. 4 Satz 3, §§ 58, 59, 61 
und 63; 

3. in § 8 Abs. 1 des preußischen Gesetzes über 
gemeinschaftliche Holzungen vom 14. März 1881 


(Gesetz-Sammlung für die Königlichen preußi¬ 
schen Staaten S. 261) die Worte „und Veräuße¬ 
rung" sowie § 8 Abs. 2 dieses Gesetzes; 

4. in § 3 Nr. 3 der Preußischen Kabinettsorder vom 
24. Dezember 1816 (Gesetz-Sammlung für die 
Königlichen preußischen Staaten 1817 S, 57) die 
Worte „und Veräußerungen"; 

5. preußisches Gesetz betreffend die Zulassung 
einer Verschuldungsgrenze für land- und forst¬ 
wirtschaftlich genutzte Grundstücke vom 20. Au¬ 
gust 1906 (Gesetz-Sammlung für die Königlichen 
preußischen Staaten S. 389); 

6. preußisches Gesetz zur Sicherung der Bewirt¬ 
schaftung von Fischgewässern vom 18. Juli 1919 
(Preußische Gesetzsammlung S. 140); 

7. § 35 des preußischen Ausführungsgesetzes zum 
Reichssiedlungsgesetz vom 15. Dezember 1919 
(Preußische Gesetzsammlung 1920 S, 31); 

8. § 32 des preußischen Landesrentenbankgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Au¬ 
gust 1931 (Preußische Gesetzsammlung S. 154); 

9. Gesetz über die Sicherung der Reichsgrenze und 
über Vergeltungsmaßnahmen vom 9. März 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 281) sowie die Erste Durch¬ 
führungsverordnung hierzu in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Oktober 1941 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 623) und der Verordnung vom 
19. September 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 543); 

10. bayerische Verordnung Nr. 127 zur Durch¬ 
führung des Kontrollratsgesetzes Nr. 45 vom 
22. Mai 1947 (Bereinigte Sammlung des Baye¬ 
rischen Landesrechts Band IV S. 351) mit Aus¬ 
nahme der §§ 1 bis 4; 

11. bayerische Bekanntmachung über genehmi¬ 
gungsfreie Rechtsgeschäfte im Grundstücks ver¬ 
kehr vom 10. September 1949 (Bayerischer 
Staatsanzeiger Nr. 34 S. 4) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Juli 1951 (Bayerischer 
Staatsanzeiger Nr. 32, Bereinigte Sammlung der 
Verwaltungsvorschriften des Bayerischen Staats¬ 
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft, und 
Forsten S. 173); 

12. bayerische Verordnung über die Gebühren und 
Auslagen für das Verfahren vor den Bauern¬ 
gerichten vom 23. August 1948 (Bereinigte 
Sammlung des Bayerischen Landesrechts Band III 
S. 87); 

13. Artikel 20 des bayerischen Forstgesetzes (Be¬ 
reinigte Sammlung des Bayerischen Landes¬ 
rechts Band IV S. 533); 

14. Artikel IV Abs. 5 Satz 2 und Artikel VII Abs. 2 
des Gesetzes Nr. 48 des Landes Bayern zur Be¬ 
schaffung von Siedlungsland und zur Boden¬ 
reform vom 18. September 1946 (Bereinigte 
Sammlung des Bayerischen Landesrechts Band IV 
S. 336); 

15. hessische Verordnung zur Durchführung des 
Kontrollratsgesetzes Nr. 45 vom 11. Juli 1947 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Hessen S. 44) in der Fassung der Zweiten Ver¬ 
ordnung zur Durchführung des Kontrollratsge¬ 
setzes Nr. 45 vom 31. März 1949 (Gesetz- und 



1102 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1961, Teil I 


Verordnungsblatt für das Land Hessen S. 35) 
mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 und 39 sowie die 
Erste Ausführungsverordnung vom 28. August 
1947 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Hessen S. 93); 

16. hessische Verordnung über die Kosten im Ver¬ 
fahren vor den Landwirtschaftsbehörden und 
den Bauerngerichten auf Grund der Verordnung 
zur Durchführung des Kontrollratsgesetzes 
Nr. 45 vom 31. Oktober 1948 (Gesetz- lind Ver¬ 
ordnungsblatt für das Land Hessen S. 153); 

17. hessische Zweite Verordnung über die Geneh¬ 
migungsfreiheit im Verkehr mit land- und forst¬ 
wirtschaftlichen Grundstücken vom 1. Novem¬ 
ber 1949 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Hessen S, 165); 

18. hessische Landbewirtschaftungsordnung vom 
11. Juli 1947 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Hessen S. 52); 

19. Artikel 94 bis 96 des hessischen Ausführungs¬ 
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 
17. Juli 1899 (Großherzoglich Hessisches Regie¬ 
rungsblatt S. 133); 

20. Artikel 42, 50 und 51 des hessischen Landge¬ 
setzes vom 1. September 1919 (Hessisches Re¬ 
gierungsblatt S. 321) nebst §§ 51, 52 der Voll¬ 
zugsordnung zum hessischen Landgesetz vom 
1. September 1919 (Hessisches Regierungsblatt 
S. 344); 

21. § 12 des hessischen Forstgesetzes vom 10. No¬ 
vember 1954 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Hessen S. 211), soweit es sich um die 
Veräußerung eines Waldgrundstücks handelt; 

22. Artikel IV Abs. 5 Satz 2 und Artikel VII Abs. 2 
des Gesetzes vom 15. Oktober 1946 für das 
Land Hessen zur Beschaffung von Siedlungs¬ 
land und zur Bodenreform (Gesetz- und Ver¬ 
ordnungsblatt für das Land Hessen S. 218) 8 ); 

23. badische Durchführungsverordnung zum Kon- 
trollratsgesetz Nr. 45 vom 11. Dezember 1948 
(Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 217) 
mit Ausnahme der §§ 58 bis 63 sowie die 
badische Landesverordnung zur Ergänzung die¬ 
ser Landesverordnung vom 16. September 1949 
(Badisches Gesetz« und Verordnungsblatt S. 447) 
und das badische Landesgesetz zur Änderung 
dieser Landes Verordnung vom 13. Dezember 

1951 (Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt 

1952 S. 29); 

24. § 3 des badischen Gesetzes die geschlossenen 
Hofgüter betreffend vom. 20. August 1898 (Ba¬ 
disches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 405), 
soweit die Lostrennung einzelner Teile des 
Hofgutes und die Zerlegung des Hofgutes der 
Genehmigung der Verwaltungsbehörde bedarf; 

25. §§26 und 27 des badischen Gesetzes zur Aus¬ 
führung des § 66 der Verfassung über Auf¬ 
hebung der Familien- und Stammgüter, des 
Fideikommisses des vormaligen Großherzog¬ 
lichen Hauses und des Hausvermögens der 
standesherrlichen Familien (Stammgüterauf¬ 
hebungsgesetz) vom 18. Juli 1923 (Badisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 233); 


26. Artikel 21 bis 23 b des badischen Ausführungs¬ 
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13. Oktober 
1925 (Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 281), des Artikels II des badischen Gesetzes 
vom 15. Dezember 1927 (Badisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt 1928 S. 1), des § 57 des badi¬ 
schen Gesetzes über die Feldbereinigung vom 
27, März 1931 (Badisches Gesetz- und Verord¬ 
nungsblatt S. 77) und im Regierungsbezirk Süd¬ 
baden des § 44 des badischen Agrarreformge¬ 
setzes vom 27. Februar 1948 (Badisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 165); 

27. § 9 Abs. 4 des badischen Agrarreformgesetzes 
vom 27. Februar 1948 (Badisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 165); 

28. Artikel 39 und 43 des württembergischen Ge¬ 
setzes über die Auflösung der Fideikommisse 
vom 14. Februar 1930 (Regierungsblatt für 
Württemberg S. 21); 

29. §§ 31, 32 bis 40 der Vollzugsverordnung des 
württembergischen Justizministers vom 27. Fe¬ 
bruar 1930 (Regierungsblatt für Württemberg 
S. 34); 

30. Artikel 149 bis 151 des württembergischen Aus¬ 
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
vom 29. Dezember 1931 (Regierungsblatt für 
Württemberg S. 545); 

31. Verordnung Nr. 166 der Regierung des Landes 
Württemberg-Baden zur Ausführung des Kon¬ 
trollratsgesetzes Nr. 45 in der Fassung der Be¬ 
kanntmachung Nr. 274 vom 13. Januar 1950 
(Regierungsblatt der Regierung Württemberg- 
Baden S. 3) mit Ausnahme der §§ 1 bis 7; 

32. Verordnung Nr. 619 des Landwirtschaftsmini¬ 
steriums des Landes Württemberg-Baden über 
die Festsetzung einer Mindestgröße für die 
Genehmigungspflicht im landwirtschaftlichen 
Grundstücksverkehr vom 2. Juni 1949 (Regie¬ 
rungsblatt der Regierung Württemberg-Baden 
S. 170); 

33. §§ 5 bis 19 der Verordnung Nr. 235 betref¬ 
fend die Durchführung der Verordnung Nr. 166 
der Regierung des Landes Württemberg-Baden 
zur Ausführung des Kontrollratsgesetzes 
Nr. 45 vom 21. August 1947 (Regierungsblatt 
der Regierung Württemberg-Baden S. 108); 

34. Bekanntmachung Nr, 181 des Landes Württem¬ 
berg-Baden über eine Landwirtschaftsordnung 
vom 1. Oktober 1947 (Regierungsblatt der Re¬ 
gierung Württemberg-Baden S. 105); 

35. Artikel 4 Abs. 5 Satz 2 und Artikel 7 Abs. 2 
des Gesetzes Nr. 65 des Landes Württemberg- 
Baden zur Beschaffung von Siedlungsland und 
zur Bodenreform vom 30, Oktober 1946 (Regie¬ 
rungsblatt der Regierung Württemberg-Baden 
S. 263) 9 ) ; 

36. § 18 der Verordnung Nr. 601 Erste Verordnung 
des Landwirtschafts- und des Justizministe¬ 
riums des Landes Württemberg-Baden zur Aus¬ 
führung und Ergänzung des Gesetzes zur Be- 


8) Bundcsgesctzbl. III 2331-14 


9) Bundesgesetzbl. III 2331-12 
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Schaffung von Siedlungsland und zur Boden¬ 
reform vom 1. April 1947 (Regierungsblatt der 
Regierung Württemberg-Baden S. 43) 10 ); 

37. § 2 Satz 1 der Verordnung Nr. 609 Dritte Ver¬ 
ordnung des Landwirtschafts- und Justizmini¬ 
steriums des Landes Württemberg-Baden zur 
Ausführung und Ergänzung des Gesetzes zur 
Beschaffung von Siedlungsland und zur Boden¬ 
reform vom 15. September 1948 (Regierungs¬ 
blatt der Regierung Württemberg-Baden S. 150); 

38. Erstes Ausführungsgesetz des Landes Württem- 
berg-Hohenz ollem zum Kontrollratsgesetz 
Nr. 45 vom 2. Mai 1949 (Regierungsblatt für 
das Land Württemberg-Hohenzollern S. 143) in 
der Fassung von § 12 des Zweiten Ausfüh¬ 
rungsgesetzes vom 13. Juni 1950 (Regierungs¬ 
blatt für das Land Württemberg-Hohenzollern 
S. 249); 

39. Bekanntmachung der Staatskanzlei des Landes 
Württemberg-Hohenzollern über die Zuständig¬ 
keit für Entscheidungen nach dem Kontrollrats¬ 
gesetz Nr. 45 vom 10. Mai 1949 (Regierungs¬ 
blatt für das Land Württemberg-Hohenzollern 
S. 152); 

40. § 12 Abs. 4 und 5 sowie § 19 des Bodenreform¬ 
gesetzes des Landes Württemberg-Hohenzol¬ 
lern vom 6. August 1948 (Regierungsblatt für 
das Land Württcmberg-IIobenzoIIern S. 151) 11 ); 

4L §§ 10, 16, 17, 21 und 22 der Ersten Verordnung 
des Staatsministeriums des Landes Württem¬ 
berg-Hohenzollern zur Durchführung des Bo¬ 
denreformgesetzes vom 12. Juli 1949 (Regie¬ 
rungsblatt für das Land Württemberg-Hohen- 
zoliern S.373) 1 -); 

42. bremische Verordnung zur Durchführung des 
Kontrollratsgesetzes Nr, 45 vom 19. Juli 1948 
(Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 119) mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 und 38; 

43. bremische Landbewirtschaftungsordnung vom 
19. Juli 1948 (Gesetzblatt der Freien Hanse¬ 
stadt Bremen S. 122); 

44. bremische Anordnung über Ausnahmen von 
der Genehmigung sp flicht vom 28. September 


1949 (Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 212); 

45. Grundstücks Verkehrs- und -be wirtschaf tungs- 
Verordnung des Landes Rheinland-Pfalz vom 
11. Dezember 1948 (Gesetz- und Verordnungs¬ 
blatt der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
S. 447) mit Ausnahme der §§ 59 bis 63; 

46. § 4 des Landesgesetzes über die Vereinheit¬ 
lichung siedlungsrechtlicher Bestimmungen des 
Landes Rheinland-Pfalz vom 14. März 1955 (Ge¬ 
setz- und Verordnungsblatt der Landesregie¬ 
rung Rheinland-Pfalz S. 23); 

47. § 22 des lippischen Ausführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch vom 17. November 
1899 (Lippische Gesetzes-Sammlung S. 489); 

48. Verordnung des Senats von Berlin zur Aus¬ 
führung des Gesetzes Nr. 45 des Alliierten Kon- 
trollrats vom 24. Mai 1949 (Verordnungsblatt 
für Groß-Berlin I S. 159); 

49. Durchführungsanordnung zur Verordnung zur 
Ausführung des Gesetzes Nr. 45 des Alliierten 
Kontrollrats vom 24. Mai 1949 (Verordnungs¬ 
blatt für Groß-Berlin I S. 160); 

50. Verordnung zur Änderung der Verordnung zur 
Ausführung des Gesetzes Nr. 45 des Alliierten 
Kontrollrats vom 16. April 1951 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin I S. 329); 

51. saarländische Verordnung zur Durchführung des 
Kontrollratsgesetzes Nr. 45 vom 17. Juli 1948 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 1059); 

52. Zweite Verordnung zur Durchführung des Kon¬ 
trollratsgesetzes Nr. 45 im Saarland vom 
26. August 1949 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 966). 

(3) Das Gesetz Nr. 45 des Kontrollrats mit Aus¬ 
nahme der Übergangsvorschrift in Artikel XII Abs. 2 
verliert, soweit es noch wirksam ist, seine Wirk¬ 
samkeit. Die Fortgeltung von Vorschriften, die 
durch Artikel II des Gesetzes Nr. 45 wieder in 
Kraft gesetzt sind, bleibt unberührt. 

(4) Soweit in anderen Rechtsvorschriften auf die 
nach Absatz 2 und 3 aufgehobenen oder unwirksam 
werdenden Rechtsvorschriften verwiesen ist, treten 
an ihre Stelle die entsprechenden Vorschriften die¬ 
ses Gesetzes. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 28. Juli 1961 

Der Bundespräsident 
L ü b k e 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 
von Brentano 

Der Bunclesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
Sch w a r z 

Der Bundesminister der Justiz 
Schaffer 


M) Bundesgcsetzbl. III 2331-12-1 
n) Bundesgesctzbl. 111 2331-12-4 
* 8 ) Bundcsgeselzbl. III 2331-12-6 
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Drittes Gesetz zur Änderung des Milch- und Fettgesetzes 

Vom 27. Juli 1961 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den Verkehr mit Milch, Milch¬ 
erzeugnissen und Fetten (Milch- und Fettgesetz) in 
der Fassung vom 10. Dezember 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 811), geändert durch das Zweite Gesetz 
zur Änderung des Milch- und Fettgesetzes vom 
4. August 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 649), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 5 werden hinter den Worten „zur Sicherung 
der Versorgung" die Worte „oder zur Annähe¬ 
rung der wirtschaftlichen Ergebnisse" eingefügt. 

2. Es wird folgender § 20 a eingefügt: 

„§ 20 a 

Ersparnisbeträge 

(1) Die Inhaber von Betrieben haben die Be¬ 
träge, die sie dadurch erspart haben, daß sie 
in den Fällen des § 4 Ziff. 20 des Umsatzsteuer¬ 
gesetzes, zuletzt geändert durch das Zehnte 
Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 
vom 29. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 831), 
für die dort genannten Lieferungen von Milch¬ 
erzeugnissen von der Umsatzsteuer befreit sind 
(Ersparnisbeträge), zugunsten der Milcherzeuger 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu zahlen, 
von denen sie Milch oder Milcherzeugnisse im 
Sinne von § 4 Ziff. 20 des Umsatzsteuergesetzes 
unmittelbar oder über Molkereien, Milchsammel¬ 
stellen oder Betriebe des Handels bezogen 
haben. Als Ersparnisbeträge gelten bei Butter 
drei vom Hundert, bei allen übrigen Erzeug¬ 
nissen vier vom Hundert des nach den Vor¬ 
schriften des Umsatzsteuerrechts sich ergeben¬ 
den Entgelts. Der Bundesminister erläßt die 
erforderlichen Durchführungsvorschriften im Ein¬ 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirt¬ 
schaft durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates. 

(2) Der Bundesminister kann in der Rechts¬ 
verordnung insbesondere bestimmen, 

1. daß und wie unbeschadet der Regelung 
in Nummer 2 die Ersparnisbeträge bis 
zur Höhe von 1,2 Deutsche Pfennig je 
Kilogramm der Milch, die zur Herstel¬ 
lung der in § 4 Ziff. 20 des Umsatzsteuer¬ 
gesetzes bezeichneten Milcherzeugnisse 
verwendet worden ist, an die Milch¬ 
erzeuger zu zahlen sind; 


2. daß und wie 

a) die durch Vorschriften nach Nummer 1 
nicht erfaßten Ersparnisbeträge an 
die oberste Landesbehörde oder die 
von der Landesregierung bestimmte 
Stelle zu zahlen sind, 

b) die beim Umsatz von Schmelzkäse 
und Käsezubereitungen anfallenden 
Ersparnisbeträge, soweit Milcherzeug¬ 
nisse im Sinne des § 4 Ziff. 20 des 
Umsatzsteuergesetzes zur Herstellung 
von Schmelzkäse und Käsezuberei¬ 
tungen eingeführt oder von Molke¬ 
reien oder über Betriebe des Handels 
bezogen worden sind, an die nach 
Buchstabe a zuständige Stelle zu 
zahlen, von dieser an den Bundes¬ 
minister abzuführen und vom Bun¬ 
desminister auf die Länder aufzutei¬ 
len sind. 

Die Ersparnisbeträge sind von den zu¬ 
ständigen Stellen zu dem Zweck zu 
verwenden, innerhalb der Länder die 
Auszahlungspreise für die Milcherzeuger 
einander anzunähern; 

3. daß und wie die Beträge nach Absatz 1 
und Absatz 2 Nr. 1 und 2 zu berechnen, 
zu zahlen, zu melden und in den Milch¬ 
geldabrechnungen auszuweisen sind. 

(3) Der Bundesminister kann die Ermächtigung 
nach den Absätzen 1 und 2 mit Ausnahme der 
Ermächtigung nach Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe b 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft durch Rechtsverordnung mit Zustim¬ 
mung des Bundesrates auf die Landesregierungen 
übertragen; die Landesregierungen können diese 
Befugnisse auf oberste Landesbehörden weiter¬ 
übertragen." 

3. In § 23 werden hinter den Worten „Die Aus¬ 
gleichsabgaben (§ 12 Abs. 2 und 3)," die Worte 
„die Ersparnisbeträge (§ 20a Abs. 2 Nr. 2)," ein¬ 
gefügt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 
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A r 1 i k e 1 3 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Arti¬ 
kels 1 Nr. 1 mit Wirkung vorn 1. Juli 1957 in Kraft; 
Artikel 1 Nr. 1 tritt am Tage nach der Verkündung 
dieses Gesetzes in Kraft. 

(2) Die Verordnung M Nr. 2/57 über Milchaus- 
zahlungsprciso vom 24. Juli 1957 (ßundesanzeiger 
Nr. 142 vom 27. Juli 1957) gilt mit Ausnahme des 
§ 8 mit Wirkung vom l.Juli 1957. Die in dieser 


Verordung den nach Landesrecht zuständigen Lan- 
desbehörden erteilten Ermächtigungen zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen gelten als den Landes¬ 
regierungen erteilt; die Landesregierungen können 
diese Befugnis auf oberste Landesbehörden über¬ 
tragen. § 8 der Verordnung M Nr. 2/57 gilt vom 
Tage nach der Verkündung dieses Gesetzes. Die 
Verordnung M Nr. 2/57 tritt mit dem Inkrafttreten 
einer auf Grund des § 20 a des Milch- und Fett¬ 
gesetzes in der Fassung dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung außer Kraft. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 27. Juli 1961 

Der Bundespräsident 
Lübke 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 
von Brentano 

Der Bundes minister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
Schwarz 
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Verordnung über das Außerkrafttreten 
der Polizeiverordnung über die Werbung auf dem Gebiete des Heilwesens'') 

Vom 24. Juli 1961 

Aul Grund des § 61 des Arzneimittelgesetzes 
vom 16. Mai 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 533) wird mit 
Zustimmung des Bundesrates verordnet: 

§ 1 

Die Polizei V erordnung über die Werbung auf dem 
Gebiete des Heilwesens vom 29. September 1941 
(ReichsgesetzbL I S. 587) tritt abweichend von § 8 
der Verordnung über die Polizeiverordnungen der 
Reichsminister vom 14. November 1938 (Reichs¬ 
gesetzbL I S. 1582) erst mit Ablauf des 29. Septem¬ 
ber 1964 außer Kraft. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S, 1) in Verbindung mit § 62 des Arznei¬ 
mittelgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Ver¬ 
kündung in Kraft. 

Bonn, den 24. Juli 1961 

Der Bundesminister des Innern 
In Vertretung 
Dr. Anders 


') Vcilämjeil die Coli ujKjsdiiuer von BundescjeselzbL III 2121-2-1 um drei Jahre. 
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Verordnung zur Änderung der Verordnung 
zur Verhütung des Auftretens und zur Bekämpfung des Kartoffelnematoden 

Vom 26. Juli 1961 


Auf Grund des § 2 Abs. 1 Nr. 6, 8 und 9 sowie 
Abs. 2 des Gesetzes zum Schutze der Kulturpflanzen 
in der Fassung vorn 26. August 1949 (Gesetzblatt 
der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
S. 308) und des § 1 Nr. 2 der Zweiten Verordnung 
über clip Erstreckung von Landwirtschaftsrecht der 
Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes auf 
die Länder Baden, Rheinland-Pfalz, Württemberg- 
HohenzoIlern und den bayerischen Kreis Lindau 
vom 12. Mai 1950 (Bundcsgesetzbl. S. 180) in Ver¬ 
bindung mit Artikel 129 Abs. 1 des Grundgesetzes 
wird mit Zustimmung des Bundesrates verordnet: 

Artikel 1 

Die Verordnung zur Verhütung des Auftretens 
und zur Bekämpfung des Kartoffelnematoden vom 
20. Juli 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 649) wird wie 
folgt geändert: 

§ 1 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die nach Landesrecht zuständige Behörde 
(Behörde) kann im Einzelfall Ausnahmen von Ab¬ 
satz 1 zulassen 

1. für den Anbau von Kartoffeln solcher 
Sorten, die gegen den Kartoffelnematoden 
resistent sind, 

Bonn, den 26. Juli 1961 


2. für nicht befallene Teile eines Grund¬ 
stücks, soweit diese Grundstücksteile und 
Nachbargrundstücke hierdurch nicht ge¬ 
fährdet werden, 

3. für wissenschaftliche Untersuchungen und 
für Züchtungsvorhaben, soweit hierdurch 
die Bekämpfung des Kartoffelnematoden 
nicht beeinträchtigt wird. Vor der Ent¬ 
scheidung ist die Biologische Bundes¬ 
anstalt für Land- und Forstwirtschaft zu 
hören." 

Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 2 der Verord¬ 
nung über die Erstreckung von Recht der Land- und 
Forstwirtschaft auf das Gebiet des Landes Berlin 
vom 15. März 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 64) auch im 
Land Berlin. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
In Vertretung 
Dr. Sonnemann 
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Zweite Verordnung zur Änderung und Ergänzung 
der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung 

Vom 28. Juli 1961 


Aul Grund des § 39 Abs. 3 Ziff. 5 und des § 51 
Abs. 1 ZiIT. 3 des Einkommensteuergesetzes in der 
Fassung vom 11. Oktober 1960 (Bundesgesetzbl I 
S. 789) und in der Fassung des Steueränderungs¬ 
gesetzes 1961 vom 13. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 981) verordnet die Bundesregierung mit Zustim¬ 
mung des Bundesral.es: 

§ 1 

Änderung und Ergänzung der Lohnsteuer- 
Dur ch führ imgsv ero rdnu ng 

§ 32 der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung in 
der Fassung vom 22. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 477) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Hinter Absatz 3 wird der nachstehende Absatz 4 
ein gefügt.: 

„(4) Erhält der Arbeitnehmer Zuschüsse auf 
Grund der Vorschriften des § 1 des Gesetzes 
zur Verbesserung der wirtschaftlichen Sicherung 
der Arbeiter im Krankheitsfalle vom 26. Juni 1957 
(Bundesgesetzbl, I S. 649) in der Fassung des 
Gesetzes zur Änderung dieses Gesetzes vom 
12. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 913) nur für 
einen Teil eines Lohnzahlungszeitraums, so ist 
die Lohnsteuer für diesen Lohnzahlungszeitraum 
getrennt für die Zeit, für die Zuschüsse gezahlt 
werden, und für die andere Zeit zu berechnen. 
Zu diesem Zweck ist für jeden der in Satz 1 
bezeichneten Zeiträume der Arbeitslohn durch 
die Zahl der Tage zu teilen. Dabei ist für je 


sieben Kalendertage ein Tag abzuziehen. Die 
Lohnsteuer für den sich danach ergebenen Teil¬ 
betrag ist nach der Lohnsteuertabelle für tägliche 
Lohnzahlungen zu ermitteln und mit der Zahl der 
Tage zu vervielfachen. Sätze 1 bis 4 gelten auch, 
wenn ein Arbeitnehmer, der in Heimarbeit be¬ 
schäftigt ist, Zuschüsse auf Grund eines Tarif¬ 
vertrags (§ 5 Abs. 5 in Verbindung mit § 1 des 
bezeichneten Gesetzes) erhält.' 1 

2. Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

§ 2 

Anwendungszei träum 

Die Vorschriften des § 1 sind erstmals auf Arbeits¬ 
lohn für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 
31. Juli 1961 beginnen, anzuwenden. 

§ 3 

Geltung im Land Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit Artikel 25 des 
Steueränderungsgesetzes 1961 vom 13. Juli 1961 
auch im Land Berlin. 

§ 4 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 28. Juli 1961 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Verkehr 
Seebohm 

Der Bnndesminister der Finanzen 
Etzel 
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